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isin: dE0005492938 / WKn 549293

Einladung zur Hauptversammlung

die aktionäre unserer gesellschaft werden hiermit zu der 

am Dienstag, dem 19. Juni 2012, um 11.00 Uhr,

im schloss Horst, turfstraße 21, 45899 gelsenkirchen, stattfin-
denden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen.

tagesordnung

1.		Vorlage	 des	 festgestellten	 Jahresabschlusses,	 des	 ge-
billigten	 Konzernabschlusses,	 des	 Lageberichts	 für	 die	
Masterflex	 AG	 und	 des	 Konzernlageberichts	 für	 das	
Geschäftsjahr	vom	1.	Januar	2011	bis	zum	31.	Dezember	
2011,	 des	 erläuternden	 Berichts	 des	 Vorstands	 zu	 den	
Angaben	 gemäß	 §	 289	 Absatz	 4,	 5	 und	 §	 315	 Absatz	
4	 des	 Handelsgesetzbuchs	 sowie	 des	 Berichts	 des	 Auf-
sichtsrats	für	das	Geschäftsjahr	2011

der aufsichtsrat hat den vom vorstand aufgestellten Jahresab-
schluss und den Konzernabschluss gebilligt; der Jahresabschluss 
ist damit gemäß § 172 satz 1 aktiengesetz (aktg) festgestellt. 
Eine Beschlussfassung durch die Hauptversammlung ist daher zu 
diesem tagesordnungspunkt nicht erforderlich.

2.			Beschlussfassung	über	die	Entlastung	der	Mitglieder	des	
Vorstands	für	das	Geschäftsjahr	2011

vorstand und aufsichtsrat schlagen vor, dem vorstand Entlas-
tung zu erteilen.
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3.		Beschlussfassung	über	die	Entlastung	der	Mitglieder	des	
Aufsichtsrats	für	das	Geschäftsjahr	2011

vorstand und aufsichtsrat schlagen vor, dem aufsichtsrat Entlas-
tung zu erteilen.

4.		Beschlussfassung	 über	 die	 Wahl	 des	 Abschlussprüfers	
und	Konzernabschlussprüfers	für	das	Geschäftsjahr	2012

der aufsichtsrat schlägt vor,
die rölfs rp ag Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, düsseldorf, 
zum abschlussprüfer für die masterflex aktiengesellschaft und 
den Konzern für das geschäftsjahr 2012 zu bestellen.

5.		Beschlussfassung	 über	 die	 formwechselnde	 Umwand-
lung	der	Masterflex	AG	 in	eine	Europäische	Aktienge-
sellschaft	(Societas	Europaea,	SE)

die masterflex ag hatte am 26. märz 2012 ihre absicht ange-
kündigt, die gesellschaft in die rechtsform der sE (societas Eu-
ropaea) umzuwandeln. Hierzu ist ein Beschluss der aktionäre der 
gesellschaft erforderlich.

dabei ist darauf hinzuweisen, dass bei der umwandlung in die 
rechtsform der sE das bisherige satzungsgefüge der masterflex 
ag übernommen werden soll. zur anpassung der satzung der 
bisherigen masterflex ag an die neue rechtsform der sE sind 
jedoch wenige sog. notwendige satzungsänderungen erforder-
lich. dabei handelt es sich insbesondere um die dauer der Be-
stellung von vorstand (§ 7 absatz 2 der satzung der künftigen 
masterflex sE) und aufsichtsrat (§ 11 absatz 3 der satzung der 
künftigen masterflex sE).

Ferner sollen weitere satzungsanpassungen bei gelegenheit der 
umwandlung in eine sE vorgenommen werden, worauf wir un-
sere aktionäre an dieser stelle besonders aufmerksam machen 
möchten. 

nach § 11 absatz 4 der bisherigen satzung der masterflex ag 
endet die amtszeit eines aufsichtsratsmitglieds spätestens mit 
vollendung des 70. lebensjahres des aufsichtsratsmitglieds. die-
se Begrenzung ist bei der Wahl zu berücksichtigen. vorstand und 
aufsichtsrat halten diese Beschränkung für wenig sachgerecht. 
statt der bisherigen satzungsregelung soll im sinne einer größe-
ren amtskontinuität eine modifizierte altersgrenze vorgesehen 
werden, die ausschließlich an das alter bei der Wahl anknüpft. 
dem entsprechend enthält § 11 absatz 5 der satzung der mas-
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terflex sE nunmehr eine regelung, wonach die aufsichtsratsmit-
glieder bei Bestellung das 70. lebensjahr noch nicht vollendet 
haben dürfen.

nach § 18 absatz 3 der satzung der masterflex ag werden die 
Beschlüsse der Hauptversammlung mit einfacher mehrheit der 
abgegebenen stimmen gefasst, soweit das gesetz nicht zwin-
gend eine höhere mehrheit vorschreibt. stimmenthaltung gilt 
nicht als stimmabgabe. Falls das gesetz außerdem zur Beschluss-
fassung eine mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen 
grundkapitals vorschreibt, genügt – soweit gesetzlich zulässig 
– die einfache mehrheit des vertretenen Kapitals. in der aktien-
rechtlichen literatur wird hierzu teilweise vertreten, dass ent-
sprechende regelungen für einzelne Beschlüsse aber nur dann 
gelten, wenn dies ausdrücklich bestimmt ist, z. B. für Beschlüsse 
über Kapitalmaßnahmen gemäß § 182 aktg. diese regelung 
soll daher unter Berücksichtigung der zwingenden gesetzlichen 
vorgaben für die sE in der satzung für die masterflex sE klarer 
gefasst werden.

Ferner soll eine Ergänzung des bisherigen § 20 der satzung der 
masterflex ag unter aufnahme eines neuen absatzes 4 in die 
satzung der zukünftigen masterflex sE vorgenommen werden. 
nach § 125 absatz 1 satz 1 aktg hat der vorstand mindestens 
21 tage vor der versammlung den Kreditinstituten und den ver-
einigungen von aktionären, die in der letzten Hauptversamm-
lung stimmrechte für aktionäre ausgeübt oder die die mitteilung 
verlangt haben, die Einberufung der Hauptversammlung mitzu-
teilen. nach § 125 absatz 2 satz 1 aktg hat der vorstand die 
gleiche mitteilung den aktionären zu machen, die es verlangen 
oder zu Beginn des 14. tages vor der versammlung als aktionär 
im aktienregister der gesellschaft eingetragen sind. durch das 
gesetz zur umsetzung der aktionärsrechterichtlinie (arug) vom 
30. Juli 2009 hat der gesetzgeber in § 125 absatz 2 satz 2 aktg 
die möglichkeit geschaffen, dass die satzung die Übermittlung 
der mitteilungen auf den Weg elektronischer Kommunikation 
beschränkt. gemäß § 128 absatz 1 aktg hat ein Kreditinstitut, 
das zu Beginn des 21. tages vor der versammlung für aktionäre 
inhaberaktien der gesellschaft in verwahrung hat, die mittei-
lungen nach § 125 absatz 1 aktg unverzüglich an die aktionäre 
zu übermitteln. durch das arug wurde die möglichkeit geschaf-
fen, dass die satzung der gesellschaft die Übermittlung auch 
dieser mitteilungen auf den Weg elektronischer Kommunikation 
beschränkt. in diesem Fall ist das Kreditinstitut auch aus anderen 
gründen nicht zu mehr verpflichtet.

der druck und die versendung von mitteilungen gemäß den  
§§ 125, 128 aktg bilden einen nicht unerheblichen Kostenpunkt 
bei der vorbereitung der Hauptversammlungen der gesellschaft. 
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diese Kosten können durch eine umstellung auf elektronischen 
versand gemindert werden.

vorstand und aufsichtsrat schlagen unter Berücksichtigung vor-
stehender inhalte daher folgende Beschlussfassung vor, wobei 
gemäß § 124 absatz 3 satz 1 aktg nur der aufsichtsrat den 
vorschlag zur Bestellung des abschlussprüfers für das erste ge-
schäftsjahr der künftigen masterflex sE (§ 8 des umwandlungs-
plans) sowie den vorschlag zur Bestellung der mitglieder des er-
sten aufsichtsrats der künftigen masterflex sE (§ 11 absatz 2 der 
satzung der künftigen masterflex sE, die dem zur Beschlussfas-
sung vorgeschlagenen umwandlungsplan als anlage beigefügt 
ist) unterbreitet:

dem umwandlungsplan vom 3. mai 2012 (ur-nr. 139/12/Ot 
des notars dr. Oliver thiemann mit amtssitz in Essen) über die 
umwandlung der masterflex ag in eine Europäische aktienge-
sellschaft (societas Europaea, sE) wird zugestimmt; die dem um-
wandlungsplan als anlage beigefügte satzung der masterflex sE 
wird genehmigt.

der umwandlungsplan und die satzung der masterflex sE haben 
den folgenden Wortlaut:
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umwandlungsplan

	 betreffend	die	formwechselnde	Umwandlung	der
	 Masterflex	AG
	 mit	Sitz	in	Gelsenkirchen,	Deutschland
	 in	die	Rechtsform	der
	 Societas	Europaea	(SE)

a. präambel

1.  die masterflex ag (im Folgenden auch als „gesellschaft“ be-
zeichnet) ist eine aktiengesellschaft nach deutschem recht 
mit sitz und Hauptverwaltung in gelsenkirchen, Bundesre-
publik deutschland, eingetragen im Handelsregister B des 
amtsgerichts gelsenkirchen unter HrB 2962. ihre geschäfts-
anschrift lautet Willy-Brandt-allee 300, 45891 gelsenkirchen, 
Bundesrepublik deutschland. 

2.  die masterflex ag ist an mehreren tochtergesellschaften in-
ner- und außerhalb der europäischen union beteiligt (zusam-
men mit den tochtergesellschaften wird die masterflex ag im 
Folgenden auch als „masterflex-gruppe“ bezeichnet). neben 
ihrer Funktion als internationale Holding betreibt die master-
flex ag auch operatives geschäft der masterflex-gruppe in 
deutschland.

3.  das grundkapital der masterflex ag beträgt zum heutigen 
datum Eur 8.865.874, ohne Berücksichtigung der Kapitaler-
höhung aus bedingtem Kapital. Es ist eingeteilt in 8.865.874 
inhaberstammaktien mit einem rechnerischen anteil am 
grundkapital von Eur 1,00 je aktie. 

4.  Es ist beabsichtigt, die masterflex ag gemäß art. 2 abs. 4 
i. v. m. art. 37 abs. 1 der verordnung (Eg) nr. 2157/2001 des 
rates vom 8. Oktober 2001 über das statut der Europäischen 
gesellschaft (sE) (im Folgenden „sE-vO“) in eine Europäische 
gesellschaft (societas Europaea, im Folgenden auch „sE“) 
umzuwandeln. die rechtsform der sE ist die einzige auf eu-
ropäisches recht gründende supranationale rechtsform, die 
einer börsennotierten gesellschaft mit sitz in deutschland zur 
verfügung steht. 

5.  ziel des rechtsformwechsels der masterflex ag in eine sE ist, 
die internationale ausrichtung der masterflex-gruppe insbe-
sondere im europäischen Bereich stärker abzubilden, da diese 
rechtsform besonders geeignet erscheint, die internationale 
ausrichtung der masterflex-gruppe zu reflektieren. Hierdurch 
soll auch die identifikation der mitarbeiter der ausländischen 
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gesellschaften mit der masterflex-gruppe gestärkt werden, 
von denen mittlerweile ein drittel in ausländischen tochterge-
sellschaften der masterflex-gruppe tätig sind.

6.  die gesellschaft soll ihren sitz und ihre Hauptverwaltung in 
gelsenkirchen, deutschland beibehalten.

der vorstand der masterflex ag stellt daher folgenden umwand-
lungsplan auf:

B. umwandlungsplan

§ 1 umwandlung der masterflex ag in die masterflex sE

1.  die masterflex ag wird gemäß art. 2 absatz 4 i. v. m. art. 37 
absatz 1 der sE-vO in eine sE umgewandelt. 

2.  die masterflex ag hält seit dem 12. märz 1996 alle anteile an 
der masterflex technical Hoses ltd. mit sitz und geschäfts-
anschrift in prince of Wales Business park, vulcan street, Old-
ham Ol1 4Er, uK, registernummer 3136801. damit hat sie 
seit mehr als zwei Jahren eine dem recht eines anderen mit-
gliedsstaats unterliegende tochtergesellschaft und erfüllt die 
voraussetzungen an eine umwandlung in eine sE.

3.  die umwandlung der masterflex ag in eine sE führt nicht 
dazu, dass die masterflex ag aufgelöst wird oder dass ein 
neuer rechtsträger gegründet wird. die Beteiligung der aktio-
näre an der masterflex ag besteht aufgrund der Wahrung der 
identität des rechtsträgers unverändert fort.

§ 2 Wirksamwerden der umwandlung

die umwandlung wird mit Eintragung im Handelsregister der 
masterflex ag wirksam.

§ 3   Firma, sitz, grundkapital und satzung der masterflex sE;  
ausschluss der Barabfindung

1. die Firma der gesellschaft lautet „masterflex sE“.

2.  der sitz der masterflex sE ist in gelsenkirchen, Bundesrepublik 
deutschland. dort befindet sich auch ihre Hauptverwaltung.



9

Einladung zur HauptvErsammlung 2012

3.  das grundkapital der masterflex ag beträgt Eur 8.865.874 
(in Worten: acht millionen achthundertfünfundsechzigtau-
send achthundertvierundsiebzig Euro). Es ist eingeteilt in 
8.865.874 inhaberstammaktien mit einem rechnerischen an-
teil am grundkapital von Eur 1,00 je aktie (stückaktien).

4.  gemäß § 4 absatz 5 der aktuell geltenden satzung der mas-
terflex ag ist der vorstand ermächtigt, das grundkapital der 
gesellschaft bis zum 27. Juni 2016 mit zustimmung des auf-
sichtsrats um bis zu Eur 4.432.937 durch ein- oder mehrma-
lige ausgabe von bis zu 4.432.937 auf den inhaber lautende 
stückaktien gegen Bar- und/oder sacheinlagen zu erhöhen 
(genehmigtes Kapital i).

  der vorstand ist ermächtigt, mit zustimmung des aufsichtsrats 
den weiteren inhalt der aktienrechte und die Bedingungen 
der aktienausgabe festzulegen. die neuen aktien sind den 
aktionären zum Bezug anzubieten. die neuen aktien können 
auch von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 absatz 
1 s. 1 oder § 53b absatz 1 s. 1 oder absatz 7 des gesetzes 
über das Kreditwesen (KWg) tätigen unternehmen mit der 
verpflichtung übernommen werden, sie den aktionären zum 
Bezug anzubieten. der vorstand ist jedoch ermächtigt, mit zu-
stimmung des aufsichtsrats das Bezugsrecht der aktionäre in 
folgenden Fällen auszuschließen: 

 für spitzenbeträge;
  bei Kapitalerhöhungen gegen sacheinlagen, insbesondere zur 

gewährung von aktien zum zwecke des Erwerbs von unter-
nehmen, unternehmensteilen oder Beteiligungen an unter-
nehmen;

  bei Bareinlagen bis zu einem Betrag, der 10 % des zum zeit-
punkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und des zum 
zeitpunkt der ausnutzung dieser Ermächtigung bestehenden 
grundkapitals nicht überschreitet, und wenn der ausgabebe-
trag der aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten 
aktien der gesellschaft zum zeitpunkt der endgültigen Fest-
legung des ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. 
auf die vorgenannte 10 %-grenze werden aktien angerech-
net, die aufgrund einer von der Hauptversammlung erteilten 
Ermächtigung erworben und gemäß § 71 absatz 1 nr. 8 aktg 
i. v. m. § 186 absatz 3 s. 4 aktg während der laufzeit die-
ser Ermächtigung veräußert werden oder aufgrund einer im 
Übrigen bestehenden Ermächtigung zum ausschluss des Be-
zugsrechts gemäß § 186 absatz 3 satz 4 aktg während der 
laufzeit dieser Ermächtigung ausgegeben werden. Ferner sind 
auf diese Begrenzung diejenigen aktien anzurechnen, die zur 
Bedienung von schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. einer Options- oder Wandlungspflicht 
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ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind, sofern diese 
schuldverschreibungen während der laufzeit dieser Ermäch-
tigung unter ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 
anwendung des § 186 absatz 3 s. 4 aktg ausgegeben wur-
den;

  um inhabern bzw. gläubigern der von der gesellschaft zuvor 
etwa ausgegebenen Options- bzw. Wandelanleihen ein Be-
zugsrecht auf neue aktien in dem umfang zu gewähren, wie 
es ihnen nach ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts 
oder nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht als 
aktionär zustehen würde.

 der aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des § 4 absatz 5 
der satzung nach vollständiger oder teilweiser durchführung der 
Erhöhung des grundkapitals entsprechend der jeweiligen aus-
nutzung des genehmigten Kapitals i und, falls das genehmigte 
Kapital i bis zum 27. Juni 2016 nicht oder nicht vollständig aus-
genutzt worden sein sollte, nach ablauf der Ermächtigungsfrist 
anzupassen.

5.  zudem ist gemäß § 4 absatz 6 der aktuell geltenden satzung 
der masterflex ag das grundkapital der gesellschaft um bis 
zu Eur 2.250.000 durch ausgabe von bis zu 2.250.000 neu-
en, auf den inhaber lautenden stammaktien ohne nennbetrag 
(stückaktien) bedingt erhöht. die bedingte Kapitalerhöhung 
dient der sicherung der gewährung von Optionsrechten und 
der vereinbarung von Optionspflichten nach maßgabe der 
Optionsanleihebedingungen an die inhaber bzw. gläubiger 
von Optionsscheinen aus Optionsanleihen bzw. der sicherung 
der Erfüllung von Wandlungsrechten und der Erfüllung von 
Wandlungspflichten nach maßgabe der Wandelanleihebedin-
gungen an die inhaber bzw. gläubiger von Wandelanleihen, 
die jeweils aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung 
vom 11. august 2009 von der gesellschaft in der zeit bis zum 
31. Juli 2014 begeben werden. die bedingte Kapitalerhöhung 
ist nur im Fall der Begebung der Options- bzw. Wandelanlei-
hen und nur insoweit durchzuführen, wie die inhaber bzw. 
gläubiger der Optionsscheine bzw. der Wandelanleihen, die 
von der gesellschaft aufgrund der Ermächtigung der Haupt-
versammlung vom 11. august 2009 ausgegeben werden, von 
ihren Options- bzw. Wandlungsrechten gebrauch machen 
oder eine Options- bzw. Wandlungspflicht (auch im Fall der 
ausübung eines entsprechenden Wahlrechts der gesellschaft) 
erfüllen. die neuen aktien nehmen jeweils vom Beginn des 
geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am gewinn teil. der 
vorstand ist ermächtigt, mit zustimmung des aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der durchführung der bedingten Kapi-
talerhöhung festzusetzen.
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6.  das grundkapital der masterflex ag in der zum umwand-
lungszeitpunkt bestehenden Höhe und in der zum umwand-
lungszeitpunkt bestehenden Einteilung in auf den inhaber lau-
tende stückaktien wird zum grundkapital der masterflex sE. 

  das genehmigte und das bedingte Kapital der masterflex ag 
in der zum umwandlungszeitpunkt bestehenden Höhe wird 
zum genehmigten und bedingten Kapital der masterflex sE. 

  die natürlichen und juristischen personen, die zum zeitpunkt der 
Eintragung der umwandlung in das Handelsregister aktionäre 
der masterflex ag sind, werden aktionäre der masterflex sE 
und zwar in demselben umfang und mit derselben anzahl an 
stückaktien am grundkapital der masterflex sE, wie sie unmittel-
bar vor Wirksamwerden der umwandlung am grundkapital der  
masterflex ag beteiligt sind. der rechnerische anteil jeder stück-
aktie am grundkapital (derzeit: Eur 1,00) bleibt so erhalten, wie 
er unmittelbar vor Wirksamwerden der umwandlung besteht.

7.  die masterflex sE erhält die als anlage beigefügte satzung, 
die Bestandteil dieses umwandlungsplans ist. dabei entspricht 
zum zeitpunkt des Wirksamwerdens der umwandlung der 
masterflex ag in eine sE die grundkapitalziffer mit der Eintei-
lung in stückaktien der zukünftigen masterflex sE der grund-
kapitalziffer mit der Einteilung in stückaktien der masterflex 
ag.

  Für den Fall, dass von bedingten oder genehmigten Kapitalia 
gebrauch gemacht wird, wird der aufsichtsrat der jetzigen 
masterflex ag und der zukünftigen masterflex sE ermächtigt 
und zugleich angewiesen, etwaige sich aus dem vorstehen-
den ergebende Änderungen hinsichtlich der Beträge und Ein-
teilung der Kapitalia in der Fassung der beiliegenden satzung 
der masterflex sE vor Eintragung der umwandlung in das Han-
delsregister der masterflex ag vorzunehmen.

8.  sollte die masterflex ag vor der umwandlung in eine sE vom 
genehmigten Kapital i und/oder dem bedingten Kapital ge-
mäß § 4 absatz 6 gebrauch machen, so reduziert sich der 
jeweilige Ermächtigungsrahmen für die Erhöhung des grund-
kapitals gemäß § 4 absatz 5 bzw. absatz 6 der satzung und 
erhöhen sich die grundkapitalziffer sowie die angaben zur 
zahl der aktien in § 4 absatz 1 bzw. absatz 2 der satzung 
entsprechend.

9.  aktionären, die der umwandlung widersprechen, wird keine 
Barabfindung angeboten, da gesetzlich kein angebot auf Bar-
abfindung vorgesehen ist.
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§ 4 sonderrechte und sondervorteile

1.  Es sind weder aktionäre noch inhaber anderer Wertpapiere 
der masterflex ag mit sonderrechten ausgestattet. daher 
werden solchen personen keine besonderen rechte gewährt 
oder besondere maßnahmen zugunsten dieser personen vor-
genommen.

2.  rein vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die bishe-
rigen mitglieder von vorstand und aufsichtsrat der master-
flex ag voraussichtlich auch als mitglieder von vorstand und 
aufsichtsrat der masterflex sE bestellt werden, s. § 5 abs. 3, 
4. darüber hinaus werden im zuge der umwandlung keinen 
personen i. s. v. art. 20 absatz 1 s. 2 lit. g) sE-vO besondere 
vorteile gewährt.

§ 5 Organe der masterflex sE

1.  Organe der masterflex sE sind, wie bisher bei der master-
flex ag, vorstand, aufsichtsrat und Hauptversammlung. die 
Ämter der mitglieder des aufsichtsrats und des vorstands der 
masterflex ag enden mit Wirksamwerden der umwandlung.

2.  der vorstand kann für einen zeitraum von bis zu sechs Jahren 
bestellt werden. die aufsichtsratsmitglieder können grund-
sätzlich für einen Bestellungszeitraum von bis zu sechs Jahren 
gewählt werden, höchstens jedoch bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über ihre Entlastung für das fünfte 
geschäftsjahr nach dem Beginn der amtszeit beschließt; das 
geschäftsjahr, in dem die amtszeit beginnt, wird nicht mitge-
rechnet. 

3.  unbeschadet der Entscheidungszuständigkeit des aufsichts-
rats der masterflex sE ist davon auszugehen, dass die bisher 
amtierenden mitglieder des vorstands der masterflex ag zu 
mitgliedern des vorstands der masterflex sE bestellt werden. 
die derzeitigen mitglieder des vorstands sind Herr dr. andreas 
Bastin und Herr mark Becks. 

4.  darüber hinaus sollen die bisher amtierenden mitglieder des 
aufsichtsrats der masterflex ag zu mitgliedern des aufsichts-
rats der masterflex sE bestellt werden (entsprechend § 11 ab-
satz 2 der satzung der masterflex sE, als anlage beigefügt). 
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als mitglieder des aufsichtsrats sollen bestellt werden 
  Herr dipl.-ing. Friedrich Wilhelm Bischoping, geschäftsführen-

der gesellschafter der Friedrich Wilhelm Bischoping gmbH & 
Co. Kg in gelsenkirchen, wohnhaft in gelsenkirchen,

  Herr dipl.-Kfm. georg van Hall, Wirtschaftsprüfer und steuer-
berater, partner der accountingpartners Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft in düsseldorf, wohnhaft in Kerken und

  Herr dipl.-Kfm. axel Klomp, Wirtschaftsprüfer und steuer-
berater, partner der KlOmp – EXnEr – arEtz Wirtschafts-
prüfer und steuerberater in mönchengladbach, wohnhaft in 
mönchengladbach. 

§ 6  verfahren zur vereinbarung über die Beteiligung der arbeit-
nehmer in der masterflex sE

1.  im zusammenhang mit der formwechselnden umwandlung 
der masterflex ag in eine sE wurde ein verfahren über die 
Beteiligung der arbeitnehmer in der zukünftigen masterflex 
sE nach den Bestimmungen des sEBg durchgeführt. 

  der abschluss eines verhandlungsverfahrens ist gemäß art. 
12 absatz 2 sE-vO voraussetzung für die Eintragung der sE 
in das Handelsregister und damit für das Wirksamwerden der 
umwandlung der masterflex ag in eine sE. ziel eines solchen 
verfahrens ist der abschluss einer vereinbarung über die Be-
teiligung der arbeitnehmer in der sE gemäß § 13 absatz 1 
satz 1 sEBg, insbesondere also über die mitbestimmung der 
arbeitnehmer im aufsichtsrat der masterflex sE und des ver-
fahrens zur unterrichtung und anhörung der arbeitnehmer 
entweder durch die Bildung eines sE-Betriebsrates oder in 
einer sonstigen mit dem vorstand der masterflex ag zu ver-
einbarenden Weise. Für den Fall, dass das verhandlungsver-
fahren nicht mit einer vereinbarung zur mitbestimmung der 
arbeitnehmer, einschließlich der rechte zur unterrichtung und 
anhörung, zwischen der unternehmensleitung und den ver-
tretern der arbeitnehmer abgeschlossen wird, sieht das sEBg 
auffangregelungen hinsichtlich der mitbestimmung und des 
verfahrens zur unterrichtung und anhörung der arbeitneh-
mer vor. 

2.  das verfahren zur Beteiligung der arbeitnehmer in der sE 
ist geprägt vom grundsatz des schutzes der erworbenen 
rechte der arbeitnehmer (§ 1 absatz 1 sEBg). gemäß § 2 
absatz 8 sEBg wird als Beteiligung der arbeitnehmer jedes 
verfahren – einschließlich der unterrichtung, anhörung und 
mitbestimmung – bezeichnet, durch das die vertreter der 
arbeitnehmer auf die Beschlussfassung in der gesellschaft 
Einfluss nehmen können. unterrichtung bezeichnet in die-
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sem zusammenhang die unterrichtung des sE-Betriebsrats 
oder anderer arbeitnehmervertreter durch die leitung der sE 
über angelegenheiten, welche die sE selbst oder eine ihrer 
tochtergesellschaften oder einen ihrer Betriebe in einem an-
deren mitgliedstaat betreffen oder die über die Befugnisse der 
zuständigen Organe auf der Ebene des einzelnen mitglieds-
staates hinausgehen (§ 2 absatz 10 sEBg). anhörung meint 
neben der stellungnahme der arbeitnehmervertreter zu ent-
scheidungserheblichen vorgängen den austausch zwischen 
arbeitnehmervertretern und der unternehmensleitung und 
die Beratung mit dem ziel der Einigung, wobei die unterneh-
mensleitung jedoch in ihrer Entscheidung frei bleibt (§ 2 ab-
satz 11 sEBg). die weitestgehende Einflussnahme wird durch 
die unternehmerische mitbestimmung gewährt. sie bezieht 
sich entweder auf das recht, mitglieder des aufsichtsrats zu 
bestellen oder zu wählen oder alternativ diese selbst vorzu-
schlagen oder vorschläge dritter abzulehnen (§ 2 absatz 12 
sEBg).

3.  die Einleitung des verfahrens zur Beteiligung der arbeitneh-
mer erfolgt nach den vorschriften des sEBg. das gesetz sieht 
vor, dass die leitung der beteiligten gesellschaft,  d. h. der 
vorstand der masterflex ag, die arbeitnehmer bzw., soweit 
gegeben, ihre jeweiligen arbeitnehmervertretungen über das 
umwandlungsverfahren informiert und sie zur Bildung eines 
sogenannten Besonderen verhandlungsgremiums (im Fol-
genden auch „Bvg“) auffordert.

  Einzuleiten ist das verfahren unaufgefordert und unverzüg-
lich, nachdem der vorstand der masterflex ag den aufgestell-
ten umwandlungsplan offengelegt hat. als eine dem deut-
schen recht unterliegende gesellschaft musste die masterflex 
ag dazu die Offenlegung beim zuständigen Handelsregister 
in gelsenkirchen anmelden und den umwandlungsplan in öf-
fentlich beglaubigter Form beifügen (vgl. § 12 absatz 1 HgB). 
der vorstand der masterflex ag hat das verfahren zur Be-
teiligung der arbeitnehmer am 6. Februar 2012 eingeleitet. 
zugleich informierte der vorstand die arbeitnehmer in den 
jeweiligen Betrieben und tochtergesellschaften, insbesondere 
durch aushang. dabei forderte der vorstand der masterflex 
ag die jeweiligen arbeitnehmer der masterflex ag auf, ein 
besonderes verhandlungsgremium mit dem ziel zu bilden, die 
Beteiligung der arbeitnehmer in der zukünftigen sE mit dem 
vorstand zu verhandeln und in einer gemeinsamen vereinba-
rung festzulegen. 

  die information der arbeitnehmer bzw. ihrer jeweiligen ar-
beitnehmervertretungen erstreckte sich den anforderungen 
des § 4 sEBg gemäß insbesondere auf (a) die identität und 
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struktur der masterflex ag, der betroffenen tochtergesell-
schaften und der betroffenen Betriebe und deren verteilung 
auf die mitgliedsstaaten, (b) die in diesen gesellschaften und 
Betrieben bestehenden arbeitnehmervertretungen, (c) die 
zahl der in diesen gesellschaften und Betrieben jeweils be-
schäftigten arbeitnehmer und die daraus zu errechnende ge-
samtzahl der in einem mitgliedsstaat beschäftigten arbeitneh-
mer und (d) die zahl der arbeitnehmer, denen zum zeitpunkt 
der unterrichtung mitbestimmungsrechte in den Organen 
dieser gesellschaften zustehen.

4.  Es ist gesetzlich vorgesehen, dass die arbeitnehmer bzw. ihre 
jeweiligen arbeitnehmervertretungen innerhalb von zehn Wo-
chen nach der in absatz 3 beschriebenen information der ar-
beitnehmer bzw. ihrer jeweiligen vertretungen die mitglieder 
des Bvg wählen oder bestellen sollen, das grundsätzlich von 
vertretern der arbeitnehmer aus allen betroffenen mitglieds-
staaten der Eu und betroffenen vertragsstaaten des EWr zu-
sammengesetzt wird.

  aufgabe dieses Bvg ist es, mit der unternehmensleitung die 
ausgestaltung des Beteiligungsverfahrens und die Festlegung 
der Beteiligungsrechte der arbeitnehmer der masterflex sE zu 
verhandeln.

  die Bildung und die zusammensetzung des Bvg richten sich 
im grundsatz  nach deutschem recht (§§ 4 bis 7 sEBg). die 
verteilung der sitze im besonderen verhandlungsgremium 
auf die einzelnen mitgliedsstaaten ist für eine sE-gründung 
mit sitz in deutschland in § 5 absatz 1 sEBg geregelt. da-
nach erhält jeder mitgliedsstaat, in dem arbeitnehmer der 
masterflex-gruppe beschäftigt sind, mindestens einen sitz im 
besonderen verhandlungsgremium. die anzahl der in diesem 
mitgliedsstaat beschäftigten arbeitnehmer erhöht sich jeweils 
um 1, soweit die anzahl der in diesem mitgliedsstaat beschäf-
tigten arbeitnehmer jeweils die schwelle von 10 %, 20 %, 
30 % usw. aller in den mitgliedsstaaten beschäftigten arbeit-
nehmer der masterflex-gruppe übersteigt. 

  die masterflex-gruppe beschäftigte zum zeitpunkt der Offen-
legung des umwandlungsplans eine gesamtzahl von 461 
arbeitnehmern. Hiervon waren 370 in mitgliedsstaaten der 
Europäischen union beschäftigt.
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  gemäß diesen vorgaben und auf Basis der arbeitnehmeran-
zahlen in den jeweiligen mitgliedsstaaten zum tag der Offen-
legung des umwandlungsplans entfielen auf die mitglieds-
staaten für das besondere verhandlungsgremium insgesamt 
13 sitze wie folgt:

Land Anzahl  
Arbeitnehmer

Anteil an 
Gesamtarbeit-

nehmerzahl 
(gerundet)

Delegierte  
im BVG

deutschland 329 88,9 % 9

frankreich 9 2,4 % 1

großbritannien 10 2,7 % 1

schweden 2 0,5 % 1

tschechische republik 20 5,4 % 1

  Für die Wahl bzw. Bestellung der mitglieder des Bvg aus den 
einzelnen mitgliedsstaaten der Eu und den vertragsstaaten 
des EWr gelten die jeweiligen nationalen vorschriften. die 
Wahl bzw. die Bestellung der mitglieder sowie die Konstitu-
ierung des Bvg liegen grundsätzlich in der verantwortung 
der arbeitnehmer und, soweit gegeben, ihrer betroffenen 
arbeitnehmervertretungen bzw. der für sie zuständigen ge-
werkschaften. Es kommen daher verschiedene verfahren zur 
anwendung, so z. B. die urwahl, die Bestellung durch gewerk-
schaften oder die Wahl durch ein Wahlgremium (§ 8 sEBg).

  Bei der masterflex ag und ihren deutschen tochtergesell-
schaften fand auf die Wahl deutsches recht anwendung. 
nach deutschem recht ist zwar grundsätzlich die Wahl durch 
ein Wahlgremium vorgesehen. da aber bei der masterflex ag 
keine arbeitnehmervertretung bestand, wählten gemäß § 8 
absatz 7 sEBg die arbeitnehmer die mitglieder des beson-
deren verhandlungsgremiums in geheimer und unmittelbarer 
Wahl. die Wahl wird von einem Wahlvorstand eingeleitet und 
durchgeführt, der in einer versammlung der arbeitnehmer 
gewählt wird, zu der die inländische Konzernleitung, unter-
nehmensleitung oder Betriebsleitung einlädt.

  Bei der masterflex ag fand die Wahl des Wahlvorstands am 
20. Januar 2012 statt.
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  die Wahl der mitglieder des besonderen verhandlungsgre-
miums erfolgt nach den grundsätzen der verhältniswahl. sie 
erfolgt nach den grundsätzen der mehrheitswahl, wenn nur 
ein Wahlvorschlag eingereicht wird. Jeder Wahlvorschlag der 
arbeitnehmer muss von mindestens einem zwanzigstel der 
wahlberechtigten arbeitnehmer, mindestens jedoch von drei 
Wahlberechtigten, höchstens aber von 50 Wahlberechtigten 
unterzeichnet sein; in Betrieben mit in der regel bis zu 20 wahl-
berechtigten arbeitnehmern genügt die unterzeichnung durch 
zwei Wahlberechtigte. 

  gehören dem besonderen verhandlungsgremium mehr als 
zwei mitglieder aus dem inland an, ist jedes dritte mitglied 
auf vorschlag einer gewerkschaft zu wählen, die in einem an 
der gründung der masterflex sE beteiligten unternehmen ver-
treten ist. Wird nur ein Wahlvorschlag gemacht, muss dieser 
mindestens doppelt so viele Bewerber enthalten wie vertre-
ter von gewerkschaften zu wählen sind. Jeder Wahlvorschlag 
einer gewerkschaft muss von einem vertreter der gewerk-
schaft unterzeichnet sein. gehören dem besonderen verhand-
lungsgremium mehr als sechs mitglieder aus dem inland an, 
ist jedes siebte mitglied auf vorschlag der sprecherausschüsse 
zu wählen; wird nur ein Wahlvorschlag gemacht, muss dieser 
mindestens doppelt so viele Bewerber enthalten wie vertreter 
von leitenden angestellten zu wählen sind. Besteht in einem 
beteiligten unternehmen oder in einer beteiligten unterneh-
mensgruppe kein sprecherausschuss, können die leitenden 
angestellten Wahlvorschläge machen; ein Wahlvorschlag 
muss von einem zwanzigstel oder 50 der wahlberechtigten 
leitenden angestellten unterzeichnet sein. 

  da in den Betrieben der masterflex ag keine gewerkschaften 
vertreten sind, waren keine vertreter von gewerkschaften in 
das Bvg zu entsenden.

  als inländische mitglieder des Bvg sollen Frauen und männer 
entsprechend ihrem zahlenmäßigen verhältnis in den unterneh-
men der masterflex-gruppe in deutschland gewählt werden.

5.  Frühestens nachdem alle mitglieder benannt sind, spätestens 
aber zehn Wochen nach der information i. s. d. § 4 absatz 2 
und absatz 3 sEBg (vgl. §§ 12 absatz 1, 11 absatz 1 sEBg) hat 
der vorstand der umzuwandelnden gesellschaft unverzüglich 
zur Konstituierung des Bvg einzuladen. mit dem tag der Kon-
stituierung endet das verfahren für die Bildung des Bvg und 
beginnen die verhandlungen, für die gesetzlich eine dauer 
von bis zu sechs monaten vorgesehen ist. diese dauer kann 
durch einvernehmlichen Beschluss der verhandlungsparteien 
auf bis zu einem Jahr verlängert werden.
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  das verhandlungsverfahren findet auch dann statt, wenn die 
Frist für die Wahl oder die Bestellung einzelner oder aller mit-
glieder des Bvg aus gründen, die die arbeitnehmer zu ver-
treten haben, überschritten wurde (§ 11 absatz 2 s. 1 sEBg). 
Während der laufenden verhandlungen gewählte oder be-
stellte mitglieder sind nicht ausgeschlossen; sie können sich 
jederzeit an dem verhandlungsverfahren beteiligen (§ 11 ab-
satz 2 s. 2 sEBg). Ein während der laufenden verhandlungen 
hinzukommendes mitglied muss aber den verhandlungsstand 
akzeptieren, den es vorfindet. Ein anspruch auf verlängerung 
der sechsmonatigen verhandlungsfrist (§ 20 sEBg) besteht 
nicht. Es liegt daher im interesse der arbeitnehmer, die Wahl 
oder die Bestellung der mitglieder des Bvg innerhalb der 
zehn-Wochen-Frist abzuschließen.

  treten während der tätigkeitsdauer des Bvg solche Ände-
rungen in der struktur oder arbeitnehmerzahl der beteiligten 
gesellschaften, der betroffenen tochtergesellschaften oder 
der betroffenen Betriebe ein, dass sich die konkrete zusam-
mensetzung des Bvg ändern würde, so ist das Bvg entspre-
chend neu zusammenzusetzen, § 5 absatz 4 s. 1 sEBg. 

  Bei der masterflex ag lagen die Ergebnisse der in den betrof-
fenen mitgliedsstaaten durchgeführten Wahlen zur Entsen-
dung von mitgliedern in das besondere verhandlungsgremi-
um dem vorstand der masterflex ag am 29. Februar 2012, 
also innerhalb der zehn-Wochen-Frist des § 11 absatz 1 satz 
1 sEBg, vor. mit schreiben vom 7. märz 2012 lud der vorstand 
der masterflex ag daraufhin die jeweiligen mitglieder des 
Bvg zu dessen konstituierenden sitzung am 18. april 2012 
in düsseldorf ein. anschließend wurden die verhandlungen 
zwischen dem vorstand der masterflex ag und dem Bvg mit 
dem ziel aufgenommen, eine vereinbarung über die ausge-
staltung des Beteiligungsverfahrens und die Festlegung der 
Beteiligung der arbeitnehmer in der zukünftigen sE gemäß 
artikel 3 absatz 3, artikel 4 absatz 1 sE-rl i. v. m. §§ 13 ab-
satz 1, 21 sEBg zu treffen.

6.  die verhandlungen zwischen dem Bvg und dem vorstand be-
ziehen sich auf die Beteiligung der arbeitnehmer in der sE. Bei 
der masterflex ag war über ein verfahren zur unterrichtung 
und anhörung der arbeitnehmer in der sE zu verhandeln. die 
zu schließende vereinbarung kann die Errichtung eines sE-Be-
triebsrats vorsehen oder ein anderes von den verhandlungs-
parteien vorgesehenes verfahren, welches die unterrichtung 
und anhörung der arbeitnehmer der masterflex sE gewähr-
leistet. anstelle der Errichtung eines sE-Betriebsrats kann auch 
ein anderes verfahren vereinbart werden, welches die unter-
richtung und anhörung der arbeitnehmer sicherstellt.
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  in einer vereinbarung soll außerdem festgelegt werden, dass 
vor strukturellen Änderungen der sE weitere verhandlungen 
über die Beteiligung der arbeitnehmer in der sE aufgenom-
men werden.

7.  Entsprechend dem gebot in art. 40 absatz 3 sE-vO, § 17 ab-
satz 1 sE-ausführungsgesetz („sEag“) muss die satzung die 
zahl der mitglieder des aufsichtsrats oder die regeln für ihre 
Festlegung bestimmen. § 11 absatz 1 der satzung der mas-
terflex sE regelt, dass der aufsichtsrat zukünftig aus drei mit-
gliedern bestehen wird. die satzung der masterflex sE sieht 
ferner vor, dass sämtliche mitglieder des aufsichtsrats von der 
Hauptversammlung gewählt werden. die Hauptversammlung 
ist nicht an Wahlvorschläge gebunden.

  art. 12 absatz 4 sE-vO schreibt vor, dass die satzung der sE 
zu keinem zeitpunkt im Widerspruch zu der ausgehandelten 
vereinbarung stehen darf. 

  die satzung der masterflex sE gemäß anlage 1 steht nicht in 
Widerspruch zu den Ergebnissen der verhandlungen (siehe zu 
den Ergebnissen unten ziffer 11).

8.  der abschluss einer vereinbarung zwischen der unternehmens-
leitung und dem Bvg über die Beteiligung der arbeitnehmer 
bedarf eines Beschlusses des Bvg, das grundsätzlich mit der 
mehrheit seiner mitglieder, die zugleich die mehrheit der vertre-
tenen arbeitnehmer repräsentieren muss, beschließt. das Bvg 
kann auch beschließen, keine verhandlungen aufzunehmen 
oder bereits aufgenommene verhandlungen abzubrechen. Für 
diesen Beschluss ist eine mehrheit von zwei dritteln der mit-
glieder erforderlich, die mindestens zwei drittel der arbeitneh-
mer in mindestens zwei mitgliedsstaaten vertreten. in diesem 
Fall finden die vorschriften für die unterrichtung und anhörung 
der arbeitnehmer, die in den mitgliedsstaaten der Eu und den 
EWr-vertragsstaaten gelten, in denen die masterflex-gruppe 
arbeitnehmer beschäftigt, anwendung.

9.  Kommt eine vereinbarung über die Beteiligung der arbeitneh-
mer innerhalb der vorgesehenen Frist nicht zustande, findet 
eine gesetzliche auffanglösung anwendung. diese kann auch 
von vornherein als vertragliche lösung vereinbart werden.

  die masterflex ag besitzt als Konzernobergesellschaft der 
masterflex-gruppe keinen nach dem deutschen mitbestim-
mungsgesetz oder dem deutschen drittelbeteiligungsgesetz 
zusammengesetzten aufsichtsrat. alle mitglieder des auf-
sichtsrats der masterflex ag werden als anteilseignervertreter 
von der Hauptversammlung gewählt.
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  mangels Einschlägigkeit des deutschen mitbestimmungsge-
setzes oder des deutschen drittelbeteiligungsgesetzes auf 
die masterflex ag besteht bei anwendung der gesetzlichen 
auffanglösung keine mitbestimmung auf der Ebene des auf-
sichtsrats der masterflex sE. sämtliche mitglieder des auf-
sichtsrats würden – wie bisher – als anteilseignervertreter von 
der Hauptversammlung gewählt werden.

  im Hinblick auf die sicherung des rechts auf unterrichtung 
und anhörung der arbeitnehmer der masterflex sE hätte die 
gesetzliche auffanglösung zur Folge, dass ein sE-Betriebsrat 
zu bilden wäre, dessen aufgabe in der sicherung der unter-
richtung und anhörung der arbeitnehmer in der sE bestünde. 
Er wäre zuständig für die angelegenheiten, die die sE selbst, 
eine ihrer tochtergesellschaften oder einen ihrer Betriebe in 
einem anderen mitgliedsstaat betreffen. der sE-Betriebsrat 
wäre jährlich über die Entwicklung der geschäftslage und 
die perspektiven der sE zu unterrichten und anzuhören. die 
zusammensetzung des sE-Betriebsrats und die Wahl seiner 
mitglieder würden grundsätzlich den Bestimmungen über die 
zusammensetzung und Bestellung der mitglieder des Bvg fol-
gen.

10.  im Falle der gesetzlichen auffanglösung ist während des Be-
stehens der sE alle zwei Jahre von der leitung der sE zu prü-
fen, ob veränderungen in der sE, ihren tochtergesellschaften 
und Betrieben eine Änderung der zusammensetzung des 
sE-Betriebsrats erforderlich machen. im Fall der gesetzlichen 
auffanglösung hat der sE-Betriebsrat ferner vier Jahre nach 
seiner Einsetzung mit der mehrheit seiner mitglieder darüber 
zu beschließen, ob verhandlungen über eine vereinbarung 
zur arbeitnehmerbeteiligung in der sE erneut aufgenommen 
werden oder die bisherigen regelungen weiter gelten sollen. 
Wird der Beschluss gefasst, über eine vereinbarung über die 
arbeitnehmerbeteiligung zu verhandeln, so tritt für diese ver-
handlungen der sE-Betriebsrat an die stelle des Bvg. 

11.  die Konstituierung und erste sitzung des Bvg fand am 18. april 
2012 in düsseldorf statt. die masterflex ag hat sich in der sit-
zung verpflichtet, nach vollzug der umwandlung in die mas-
terflex sE eine gesamtzusage abzugeben, deren ziel ist, die im 
sEBg enthaltenen rechte eines sE-Betriebsrats auf alle mitar-
beiter der sE und der mit ihr verbundenen unternehmen zu 
erstrecken. gegenstand der gesamtzusage ist insbesondere 
eine verpflichtung der künftigen masterflex sE zur informati-
on der mitarbeiter der masterflex sE und der mit ihr verbun-
denen unternehmen über die Entwicklung der geschäftsla-
ge und die perspektiven der sE, die durch eine mindestens 
zweimal im Kalenderjahr stattfindende Betriebsversammlung 
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gewährleistet wird. des Weiteren wird die masterflex sE im 
rahmen der gesamtzusage verpflichtet werden, die arbeit-
nehmer über außergewöhnliche umstände, die erhebliche 
auswirkungen auf die interessen der arbeitnehmer haben, 
rechtzeitig zu unterrichten und gelegenheit zur Fragestellung 
zu geben. 

  vor dem Hintergrund dieser gesamtzusage haben die mit-
glieder des Bvg einstimmig und mit allen stimmen beschlos-
sen, die verhandlungen gemäß § 16 absatz 1 satz 1 2. al-
ternative sEBg abzuschließen („abbruch“), da das sEBg eine 
entsprechend lautende vereinbarung nicht zulässt und nur 
über die Beendigung gemäß § 16 absatz 1 satz 1 2. alternati-
ve sEBg die gesamtzusage Wirkung entfalten konnte. der da-
rüber hinausgehenden Bildung eines sE-Betriebsrats bedurfte 
es aus sicht des Bvg angesichts der direkt an die arbeitneh-
mer gerichteten informationspflichten der masterflex sE nicht.

  Eine repräsentierung der arbeitnehmer in den aufsichtsrat ist 
nicht vorgesehen, da dies weder bislang galt, noch bei gel-
tung der gesetzlichen auffanglösung einträte.

12.  da bei der masterflex ag zurzeit weder unternehmerische 
noch betriebliche mitbestimmung besteht, ändert sich infolge 
der Beendigung der verhandlungen die situation der mitar-
beiter insoweit nicht.

13.  die durch die Bildung und tätigkeit des Bvg entstandenen 
erforderlichen Kosten trägt die masterflex ag sowie nach dem 
Wirksamwerden der umwandlung die masterflex sE. die Kos-
tentragungspflicht umfasst die sachlichen und persönlichen 
Kosten, die im zusammenhang mit der tätigkeit des Bvg, 
einschließlich der verhandlungen, entstehen. insbesondere 
waren für die sitzungen in erforderlichem umfang räume, 
sachliche mittel (z. B. telefon, Fax, notwendige literatur), dol-
metscher und Büropersonal zur verfügung zu stellen, sowie 
die erforderlichen reise- und aufenthaltskosten der mitglieder 
des Bvg zu tragen.

§ 7  sonstige auswirkungen der umwandlung für  
die arbeitnehmer und ihre vertretungen

1.  die arbeitsverhältnisse der arbeitnehmer der masterflex ag 
sowie die arbeitsverhältnisse der arbeitnehmer der master-
flex-gruppe mit den betreffenden gruppengesellschaften 
bleiben von der umwandlung unberührt. die arbeitsverhält-
nisse der arbeitnehmer der masterflex ag werden mit der 
masterflex sE unverändert fortgeführt. anwendbare individu-
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alrechtliche und kollektivrechtliche vereinbarungen, insbeson-
dere Betriebsvereinbarungen und tarifverträge, gelten nach 
maßgabe der jeweiligen vereinbarung fort.

2.  Ebenso hat die umwandlung der masterflex ag in eine sE mit 
ausnahme des unter § 6 beschriebenen verfahrens der Be-
teiligung der arbeitnehmer keine auswirkungen auf arbeit-
nehmervertretungen in der masterflex ag und den gesell-
schaften der masterflex-gruppe; soweit solche vertretungen 
bestehen, bleiben diese unverändert erhalten.

3.  aufgrund der umwandlung sind auch keine anderweitigen 
maßnahmen vorgesehen oder geplant, die auswirkung auf 
die situation der arbeitnehmer hätten.

§ 8 abschlussprüfer

  zum abschlussprüfer für das erste geschäftsjahr der master-
flex sE wird die rölfs rp ag Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
düsseldorf, bestellt. das erste geschäftsjahr der masterflex sE 
ist das geschäftsjahr der gesellschaft, in dem der Formwech-
sel der masterflex ag in eine Europäische gesellschaft im für 
die masterflex ag zuständigen Handelsregister gelsenkirchen 
eingetragen wird.
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anlage: satzung der masterflex sE

i.  allgemeine Bestimmungen

§ 1 Firma, sitz und geschäftsjahr

1. die Firma der gesellschaft lautet:

 masterflex sE.

2.  der sitz der gesellschaft ist gelsenkirchen.

3. das geschäftsjahr der gesellschaft ist das Kalenderjahr.

§ 2 gegenstand des unternehmens

1.  gegenstand des unternehmens sind die Führung, die verwal-
tung, der Erwerb und die veräußerung von gesellschaften im 
in- und ausland, die sich schwerpunktmäßig auf den gebieten 
der Kunststoffverarbeitung, insbesondere der Entwicklung, 
Herstellung und dem vertrieb von Hochtemperaturschläu-
chen, sonstigen technischen spezialschläuchen, innovativen 
rohrleitungssystemen und verbindungselementen sowie der 
Entwicklung, Herstellung und dem vertrieb von maschinen 
betätigen. die gesellschaft kann auf den in diesem absatz ge-
nannten gebieten auch selbst tätig werden.

2.  die gesellschaft kann alle sonstigen geschäfte betreiben und 
maßnahmen ergreifen, die mit dem vorstehenden zweck un-
mittelbar oder mittelbar in zusammenhang stehen oder geeig-
net sind, ihm zu dienen. die gesellschaft ist auch berechtigt, 
im in- und ausland zweigniederlassungen zu errichten sowie 
andere unternehmen zu gründen, zu erwerben und/oder zu 
pachten und/oder sich an solchen zu beteiligen. sie kann ihren 
geschäftszweck auch ganz oder teilweise mittelbar verwirk-
lichen.

3.  die gesellschaft kann unternehmensverträge, insbesondere 
Beherrschungs- und gewinnabführungsverträge abschließen.

§ 3 Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der gesellschaft erfolgen ausschließlich im 
elektronisch herausgegebenen Bundesanzeiger, soweit nicht das 
gesetz im Einzelfall etwas anderes bestimmt.

Einladung zur HauptvErsammlung 2012
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ii. grundkapital und aktien

§ 4 Höhe und Einteilung des grundkapitals

1.  das grundkapital der gesellschaft beträgt 8.865.874 Euro (in 
Worten: acht millionen achthundertfünfundsechzigtausend 
achthundertvierundsiebzig Euro).

2.  Es ist eingeteilt in 8.865.874 inhaberstammaktien mit einem 
rechnerischen anteil am grundkapital von 1,00 Euro je aktie 
(stückaktien).

3.  Bei ausgabe neuer aktien kann der Beginn der gewinnbetei-
ligung abweichend von § 60 absatz 2 aktg festgesetzt wer-
den. 

4.  das grundkapital gemäß absatz 1 wurde erbracht durch 
formwechselnde umwandlung der masterflex ag mit sitz in 
gelsenkirchen, eingetragen im Handelsregister des amtsge-
richts gelsenkirchen unter HrB 2962 in eine Europäische ge-
sellschaft (sE). 

5.  der vorstand ist ermächtigt, das grundkapital der gesellschaft 
bis zum 27. Juni 2016 mit zustimmung des aufsichtsrats um 
bis zu 4.432.937 Euro durch ein- oder mehrmalige ausgabe 
von bis zu 4.432.937 auf den inhaber lautende stückaktien 
gegen Bar- und/oder sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes 
Kapital i).

  der vorstand ist ermächtigt, mit zustimmung des aufsichtsrats 
den weiteren inhalt der aktienrechte und die Bedingungen 
der aktienausgabe festzulegen. die neuen aktien sind den 
aktionären zum Bezug anzubieten. die neuen aktien können 
auch von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 absatz 1 
satz 1 oder § 53b absatz 1 satz 1 oder absatz 7 des gesetzes 
über das Kreditwesen (KWg) tätigen unternehmen mit der 
verpflichtung übernommen werden, sie den aktionären zum 
Bezug anzubieten. der vorstand ist jedoch ermächtigt, mit zu-
stimmung des aufsichtsrats das Bezugsrecht der aktionäre in 
folgenden Fällen auszuschließen: 

  für spitzenbeträge;

  bei Kapitalerhöhungen gegen sacheinlagen, insbesondere zur 
gewährung von aktien zum zwecke des Erwerbs von unter-
nehmen, unternehmensteilen oder Beteiligungen an unter-
nehmen;
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  bei Bareinlagen bis zu einem Betrag, der 10 % des zum zeit-
punkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und des zum 
zeitpunkt der ausnutzung dieser Ermächtigung bestehenden 
grundkapitals nicht überschreitet, und wenn der ausgabebe-
trag der aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten 
aktien der gesellschaft zum zeitpunkt der endgültigen Fest-
legung des ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. 
auf die vorgenannte 10 %-grenze werden aktien angerech-
net, die aufgrund einer von der Hauptversammlung erteil-
ten Ermächtigung erworben und gemäß § 71 absatz 1 nr 8 
aktg in verbindung mit § 186 absatz 3 satz 4 aktg wäh-
rend der laufzeit dieser Ermächtigung veräußert werden oder 
aufgrund einer im Übrigen bestehenden Ermächtigung zum 
ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 absatz 3 satz 4 
aktg während der laufzeit dieser Ermächtigung ausgegeben 
werden. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen aktien 
anzurechnen, die zur Bedienung von schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Options- 
oder Wandlungspflicht ausgegeben wurden bzw. auszugeben 
sind, sofern diese schuldverschreibungen während der lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter ausschluss des Bezugsrechts in 
entsprechender anwendung des § 186 absatz 3 satz 4 aktg 
ausgegeben wurden;

  um inhabern bzw. gläubigern der von der gesellschaft zuvor 
etwa ausgegebenen Options- bzw. Wandelanleihen ein Be-
zugsrecht auf neue aktien in dem umfang zu gewähren, wie 
es ihnen nach ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts 
oder nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht als 
aktionär zustehen würde.

 der aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des § 4  der satzung 
nach vollständiger oder teilweiser durchführung der Erhöhung 
des grundkapitals entsprechend der jeweiligen ausnutzung des 
genehmigten Kapitals i und, falls das genehmigte Kapital i bis 
zum 27. Juni 2016 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt wor-
den sein sollte, nach ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

6.  das grundkapital der gesellschaft ist um bis zu 2.250.000 Euro 
durch ausgabe von bis zu 2.250.000 neuen, auf den inha-
ber lautenden stammaktien ohne nennbetrag (stückak-
tien) bedingt erhöht. die bedingte Kapitalerhöhung dient 
der sicherung der gewährung von Optionsrechten und der 
vereinbarung von Optionspflichten nach maßgabe der Opti-
onsanleihebedingungen an die inhaber bzw. gläubiger von 
Optionsscheinen aus Optionsanleihen bzw. der sicherung 
der Erfüllung von Wandlungsrechten und der Erfüllung von 
Wandlungspflichten nach maßgabe der Wandelanleihebedin-
gungen an die inhaber bzw. gläubiger von Wandelanleihen, 
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die jeweils aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung 
vom 11. august 2009 von der gesellschaft in der zeit bis zum 
31. Juli 2014 begeben werden. die bedingte Kapitalerhöhung 
ist nur im Fall der Begebung der Options- bzw. Wandelanlei-
hen und nur insoweit durchzuführen, wie die inhaber bzw. 
gläubiger der Optionsscheine bzw. der Wandelanleihen, die 
von der gesellschaft aufgrund der Ermächtigung der Haupt-
versammlung vom 11. august 2009 ausgegeben werden, von 
ihren Options- bzw. Wandlungsrechten gebrauch machen 
oder eine Options- bzw. Wandlungspflicht (auch im Fall der 
ausübung eines entsprechenden Wahlrechts der gesellschaft) 
erfüllen. die neuen aktien nehmen jeweils vom Beginn des 
geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am gewinn teil. der 
vorstand ist ermächtigt, mit zustimmung des aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der durchführung der bedingten Kapi-
talerhöhung festzusetzen.

§ 5 aktien

1.  die aktien lauten auf den inhaber. Ein anspruch der aktionäre 
auf verbriefung ihres anteils ist ausgeschlossen, soweit dies 
gesetzlich zulässig und nicht eine verbriefung nach den re-
geln einer Börse erforderlich ist, an der die aktie zum Handel 
zugelassen ist.

2.  sofern die gesellschaft aktienurkunden als Einzelaktien oder 
in Form von globalurkunden ausgibt, bestimmt der vorstand 
mit zustimmung des aufsichtsrats Form und inhalt der ak-
tienurkunden. dies gilt entsprechend für gewinnanteil- und 
Erneuerungsscheine.

3.  trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss 
keine Bestimmung darüber, ob die neuen aktien auf den in-
haber oder auf den namen lauten sollen, so lauten sie auf den 
inhaber.

iii. verfassung und verwaltung der gesellschaft

§ 6 Organe

Organe der gesellschaft sind:
 a) der vorstand
 b) der aufsichtsrat
 c) die Hauptversammlung
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§ 7 zusammensetzung des vorstandes

1.  der vorstand der gesellschaft besteht aus mindestens einem 
mitglied. die Bestellung von stellvertretenden mitgliedern des 
vorstandes ist zulässig. 

2.  die Bestimmung der anzahl sowie die Bestellung der or-
dentlichen vorstandsmitglieder und der stellvertretenden 
vorstandsmitglieder, der abschluss, die Änderung oder auf-
hebung der anstellungsverträge sowie der Widerruf der 
Bestellung erfolgen durch den aufsichtsrat. mitglieder des 
vorstands werden für einen zeitraum von bis zu sechs Jahren 
bestellt. Wiederbestellungen, jeweils für bis zu sechs Jahren, 
sind zulässig.

3.  der aufsichtsrat kann ein mitglied des vorstandes zum vor-
standsvorsitzenden sowie weitere vorstandsmitglieder zu 
stellvertretenden vorstandsvorsitzenden ernennen. sofern der 
aufsichtsrat von diesem Ernennungsrecht keinen gebrauch 
macht, wählen die vorstandsmitglieder aus ihrer mitte einen 
vorstandssprecher.

§ 8 geschäftsordnung und Beschlussfassung des vorstandes

1.  der aufsichtsrat kann eine geschäftsordnung für den vor-
stand erlassen und diese auch abändern. der geschäftsvertei-
lungsplan des vorstandes bedarf seiner zustimmung.

2.  die Beschlüsse des vorstandes werden mit einfacher mehr-
heit der abgegebenen stimmen gefasst. Besteht der vorstand 
aus mehr als zwei mitgliedern, gibt bei stimmengleichheit die 
stimme des vorsitzenden, bei dessen verhinderung die stim-
me des stellvertretenden vorsitzenden den ausschlag. satz 2 
gilt nicht entsprechend für den vorstandssprecher.

§ 9 vertretung der gesellschaft

1.  die gesellschaft wird vertreten,

  wenn nur ein vorstandsmitglied vorhanden ist: durch dieses

  wenn mehrere vorstandsmitglieder vorhanden sind: durch 
zwei vorstandsmitglieder gemeinsam oder durch ein vor-
standsmitglied gemeinsam mit einem prokuristen.

  der aufsichtsrat kann die vertretung abweichend regeln; ins-
besondere kann er Einzelvertretungsmacht erteilen.
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2.  vorstandsmitglieder können durch den aufsichtsrat ermäch-
tigt werden, die gesellschaft und dritte bei rechtsgeschäften 
untereinander gleichzeitig zu vertreten (teilweise Befreiung 
von § 181 BgB).

§ 10 Beschränkung der geschäftsbefugnis des vorstands

1.  der vorstand ist der gesellschaft gegenüber verpflichtet, die 
Beschränkungen einzuhalten, die die satzung, der aufsichts-
rat oder die geschäftsordnung für den umfang seiner ge-
schäftsführungsbefugnis festgesetzt haben oder die sich aus 
einem Beschluss der Hauptversammlung gemäß § 119 aktg 
ergeben.

2.  die folgenden arten von geschäften dürfen nur mit zustim-
mung des aufsichtsrats vorgenommen werden: 

 a.  Erwerb und veräußerung von unternehmensbeteiligungen 
sowie der Erwerb von Betrieben oder Betriebsteilen, wenn 
der gegenwert vom aufsichtsrat festgelegte Wertgrenzen 
übersteigt;

 b.  abschluss von unternehmensverträgen.

§ 11 zusammensetzung des aufsichtsrats und amtsdauer

1.  der aufsichtsrat besteht aus drei mitgliedern.

2.  zu den mitgliedern des ersten aufsichtsrats werden bis zur 
Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung 
für das erste geschäftsjahr der masterflex sE beschließt, läng-
stens jedoch für die dauer von drei Jahren, bestellt: 

  Herr dipl.-ing. Friedrich Wilhelm Bischoping, geschäftsführen-
der gesellschafter der Friedrich Wilhelm Bischoping gmbH & 
Co. Kg in gelsenkirchen, wohnhaft in gelsenkirchen,

  Herr dipl.-Kfm. georg van Hall, Wirtschaftsprüfer und steuer-
berater, partner der accountingpartners Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft in düsseldorf, wohnhaft in Kerken und

  Herr dipl.-Kfm. axel Klomp, Wirtschaftsprüfer und steuer-
berater, partner der KlOmp – EXnEr – arEtz Wirtschafts-
prüfer und steuerberater in mönchengladbach, wohnhaft in 
mönchengladbach.
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  das erste geschäftsjahr der masterflex sE ist das geschäfts-
jahr der gesellschaft, in dem der Formwechsel der masterflex 
ag in eine Europäische gesellschaft (sE) im für die masterflex 
ag zuständigen Handelsregister eingetragen wird.

3.  die amtszeit der aufsichtsratsmitglieder beträgt sechs Jahre, 
höchstens jedoch bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über ihre Entlastung für das fünfte geschäftsjahr nach dem 
Beginn der amtszeit beschließt. das geschäftsjahr, in dem die 
amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Eine Wiederwahl 
ist möglich.

4.  gleichzeitig mit den ordentlichen aufsichtsratsmitgliedern 
können Ersatzmitglieder gewählt werden. sie werden nach 
einer bei der Wahl festzulegenden reihenfolge mitglieder des 
aufsichtsrats, wenn aufsichtsratsmitglieder, als deren Ersatz-
mitglieder sie gewählt wurden, vor ablauf der amtszeit aus 
dem aufsichtsrat ausscheiden. die Wahl des nachfolgers eines 
vor ablauf der amtszeit ausgeschiedenen mitglieds erfolgt für 
den rest der amtszeit des ausgeschiedenen mitglieds.

5.  die aufsichtsratsmitglieder dürfen bei Bestellung das 70. le-
bensjahr noch nicht vollendet haben.

6.  Jedes aufsichtsratsmitglied kann sein amt unter Einhaltung 
einer einmonatigen Kündigungsfrist auch ohne wichtigen 
grund niederlegen. die Kündigung ist schriftlich an den vor-
sitzenden des aufsichtsrats oder an den vorstand zu richten.

7.  dem aufsichtsrat steht das recht zu, sich eine geschäftsord-
nung zu geben.

§ 12 vorsitzender und stellvertreter

1.  im anschluss an die Hauptversammlung, in der alle von der 
Hauptversammlung zu wählenden aufsichtsratsmitglieder 
gewählt worden sind, findet eine aufsichtsratssitzung statt, 
zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. in dieser 
sitzung wählt der aufsichtsrat einen vorsitzenden und einen 
stellvertreter, der an die stelle des vorsitzenden tritt, wenn 
dieser verhindert ist.

2.  scheiden der vorsitzende oder sein stellvertreter vorzeitig aus 
dem amt aus, so hat der aufsichtsrat unverzüglich eine neu-
wahl für die restliche amtszeit des ausgeschiedenen vorzu-
nehmen.
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§ 13 Einberufung und Beschlussfassung des aufsichtsrats

1.  die sitzungen des aufsichtsrats werden durch den vorsitzen-
den, im Fall seiner verhinderung durch dessen stellvertreter mit 
einer Frist von 14 tagen schriftlich einberufen. Bei der Berech-
nung der Frist werden der tag der absendung der Einladung 
und der tag der sitzung nicht mitgerechnet. in dringenden 
Fällen kann der vorsitzende die Frist abkürzen und mündlich, 
fernmündlich, fernschriftlich, telegrafisch oder durch telefax 
einberufen.

2.  mit der Einladung sind die gegenstände der tagesordnung 
mitzuteilen und Beschlussvorschläge zu übermitteln.

3.  der aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei auf-
sichtsratsmitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Ein 
mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn 
es sich der stimme enthält. 

4.  Beschlüsse des aufsichtsrats werden mit einfacher mehrheit 
der abgegebenen stimmen gefasst, soweit diese satzung 
oder das gesetz nicht zwingend etwas anderes vorschreibt. 
dabei gilt eine stimmenthaltung nicht als stimmabgabe. Bei 
stimmengleichheit gibt die stimme des vorsitzenden den aus-
schlag. 

5.  Ein abwesendes aufsichtsratsmitglied kann seine schriftliche 
stimmabgabe durch ein anderes aufsichtsratsmitglied dem 
aufsichtsratsvorsitzenden bzw. bei dessen abwesenheit sei-
nem stellvertreter überreichen lassen. 

6.  Eine Beschlussfassung durch schriftliche, fernschriftliche (Fax), 
fernmündliche, per videokonferenz oder per E-mail erfol-
gende stimmabgabe ist zulässig, wenn sie der vorsitzende des 
aufsichtsrats oder – sofern dieser verhindert ist – sein stell-
vertreter anordnet und wenn kein aufsichtsratsmitglied die-
sem verfahren innerhalb einer vom vorsitzenden bzw. seinem 
stellvertreter zu bestimmenden angemessenen Frist wider-
spricht. 

7.  Über die sitzung und Beschlüsse des aufsichtsrats ist eine nie-
derschrift zu fertigen, die vom vorsitzenden des aufsichtsrats 
bzw. dem leiter der jeweiligen sitzung zu unterzeichnen ist. 

8.  der vorsitzende des aufsichtsrats ist ermächtigt, im namen 
des aufsichtsrats die zur durchführung der Beschlüsse des 
aufsichtsrates erforderlichen Willenserklärungen abzugeben.
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§ 14 aufgaben und Befugnisse des aufsichtsrats

1.  der aufsichtsrat hat alle aufgaben und rechte, die ihm durch 
das gesetz, diese satzung oder in sonstiger Weise zugewiesen 
werden. 

2,  der aufsichtsrat hat zu jeder zeit das recht, die geschäfts-
führung des vorstands zu überwachen und demgemäß alle 
Bücher und schriften sowie die vermögensgegenstände der 
gesellschaft einzusehen und zu prüfen.

3.  der vorstand hat dem aufsichtsrat laufend in dem vom gesetz 
festgelegten umfang zu berichten. 

4.  der aufsichtsrat ist befugt, aus seiner mitte ausschüsse (z. B. 
präsidialausschuss) zu bilden und deren aufgaben und Befug-
nisse festzusetzen. 

5.  der aufsichtsrat ist zu Änderungen und Ergänzungen der sat-
zung berechtigt, die nur die Fassung der satzung betreffen 
(vgl. § 179 absatz 1 satz  2 aktg).

§ 15 vergütung

1.  Jedes mitglied des aufsichtsrats erhält neben dem Ersatz sei-
ner auslagen eine jährliche vergütung, bestehend aus einem 
festen und einem variablen Bestandteil, zahlbar erstmalig 
für das geschäftsjahr 2010. der feste Betrag beläuft sich auf 
14.000 Euro p. a., fällig jeweils zum Ende eines geschäfts-
jahres; der variable Betrag ist zahlbar jeweils nach Beschluss-
fassung durch die Hauptversammlung über die Entlastung des 
aufsichtsrats für das zurückliegende geschäftsjahr.

  die variable vergütung beträgt für jedes aufsichtsratsmitglied 
maximal 5.000,00 Euro p. a. der anspruch auf die variable 
vergütung in Höhe von 5.000 Euro ist davon abhängig, dass 
das EBit in der vom aufsichtsrat genehmigten planung („pla-
nung“) für das geschäftsjahr, für das die variable vergütung 
gewährt wird („vergütungsjahr“) und für das Folgejahr („Fol-
gejahr“) im festgestellten und testierten Jahresabschluss für 
das vergütungsjahr und für das Folgejahr erreicht wird. vergü-
tungsjahr und Folgejahr bilden also den Bemessungszeitraum 
(„Bemessungszeitraum“) für die Feststellung, ob ein entspre-
chender Erfolg des unternehmens eingetreten ist und in der 
Folge zur zahlung der variablen vergütung führt. Wird die 
planung im vergütungsjahr oder im Folgejahr nicht erreicht, 
wird die variable vergütung um 50 % gemindert. Wird die 
planung sowohl im vergütungsjahr als auch im Folgejahr nicht 
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erreicht, entfällt die variable vergütung für das vergütungsjahr 
gänzlich.

  aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines teils des ge-
schäftsjahres dem aufsichtsrat angehören, erhalten die feste 
und variable vergütung entsprechend der dauer ihrer zuge-
hörigkeit. Für die variable vergütung ist zur Berechnung der 
anteiligen vergütung des Jahres des Ein- oder austritts aus 
dem aufsichtsrat der Betrag maßgeblich, der für das entspre-
chende geschäftsjahr nach ablauf des Bemessungszeitraums 
insgesamt zu gewähren ist.

2.  zusätzlich erhalten die mitglieder des aufsichtsrats für jede 
sitzung des aufsichtsrates, an der sie teilnehmen, ein sit-
zungsgeld von 500,00 Euro.

3.  die gesellschaft erstattet ferner jedem aufsichtsratsmitglied 
die auf seine Bezüge entfallende umsatzsteuer, soweit das 
aufsichtsratsmitglied berechtigt ist, die umsatzsteuer der ge-
sellschaft gesondert in rechnung zu stellen und von diesem 
recht gebrauch macht.

4.  die mitglieder des aufsichtsrats werden in eine im interesse 
der gesellschaft von dieser in angemessener Höhe unterhal-
tene vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organ-
mitglieder einbezogen. die prämien entrichtet die gesell-
schaft.

§ 16 Einberufung und abhaltung der Hauptversammlung

1.  die ordentliche Hauptversammlung der aktionäre findet in-
nerhalb von sechs monaten nach ablauf des geschäftsjahres 
statt. außerordentliche Hauptversammlungen können einbe-
rufen werden, wenn es im interesse der gesellschaft erforder-
lich scheint.

2.  die Hauptversammlung wird durch den vorstand oder in den 
gesetzlich vorgeschriebenen Fällen durch den aufsichtsrat ein-
berufen. sie findet am sitz der gesellschaft, in einer anderen 
deutschen stadt mit mehr als 100.000 Einwohnern (groß-
stadt) oder an einem sitz der deutschen Wertpapierbörse, an 
der die aktien der gesellschaft zum Handel zugelassen sind, 
statt.

3.  die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt in der gesetz-
lich vorgesehenen Form und muss, sofern das gesetz keine 
abweichende Frist vorsieht, mindestens 30 tage vor dem tag 
der Hauptversammlung im Bundesanzeiger bekannt gemacht 
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werden. der tag der Hauptversammlung und der tag der 
Einberufung sind nicht mitzurechnen. die mindestfrist des 
satzes 1 verlängert sich um die tage der anmeldefrist des 
nachfolgenden § 17 der satzung.

§ 17 teilnahme an der Hauptversammlung

zur teilnahme an der Hauptversammlung und zur ausübung des 
stimmrechts sind nur diejenigen aktionäre berechtigt, die sich 
innerhalb der gesetzlichen Frist vor der Hauptversammlung unter 
vorlage eines besonderen nachweises ihres aktienbesitzes durch 
das depotführende institut bei der in der Einberufung hierfür 
mitgeteilten adresse anmelden. die anmeldung bedarf der text-
form und muss in deutscher oder englischer sprache erfolgen. 
der nachweis muss sich auf den gesetzlich bestimmten stichtag 
beziehen, in textform erstellt sein und in deutscher oder eng-
lischer sprache erfolgen.

§ 18 Beschlussfassung, stimmrecht

1.  gegenstand der tagesordnung der Hauptversammlung sind 
regelmäßig:

 a)  vorlage des Jahresabschlusses und des lageberichts des 
vorstands sowie des Berichts des aufsichtsrats;

 b) verwendung des Bilanzgewinns;

 c) Entlastung des vorstands und des aufsichtsrats;

 d) Wahl des abschlussprüfers, soweit prüfungspflicht besteht.

2.  Jede stückaktie gewährt eine stimme. nicht voll eingezahlte 
aktien gewähren kein stimmrecht.

3.  die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher 
mehrheit der abgegebenen stimmen, soweit nicht die sat-
zung oder zwingende gesetzliche vorschriften eine größe-
re mehrheit bestimmen. Eine stimmenthaltung gilt nicht als 
stimmabgabe. schreibt das gesetz außerdem eine mehrheit 
des bei der Beschlussfassung vertretenen grundkapitals vor, 
so genügt, soweit gesetzlich zulässig, die einfache mehrheit 
des vertretenen grundkapitals. Bei satzungsänderungen 
genügt die einfache mehrheit der abgegebenen stimmen, 
wenn mindestens die Hälfte des grundkapitals vertreten ist, 
ansonsten bedarf es einer mehrheit von zwei dritteln der ab-
gegebenen stimmen. dies gilt insbesondere für Beschlussfas-
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sungen gemäß § 179 aktg (satzungsänderungen), § 182 aktg 
(Erhöhung des grundkapitals gegen Einlagen), § 207 aktg 
(Kapitalerhöhungen aus gesellschaftsmitteln) und § 221 aktg 
(ausgabe insbesondere von Wandelschuldverschreibungen, 
gewinnschuldverschreibungen).

4.  im Falle der stimmengleichheit gilt – ausgenommen bei Wah-
len – ein antrag als abgelehnt. 

5.  sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die einfache stimmen-
mehrheit nicht erreicht wird, findet eine stichwahl zwischen 
den beiden personen statt, die die höchsten stimmenzahlen 
erhalten haben. Bei gleicher stimmenzahl im zweiten Wahl-
gang entscheidet das los.

§ 19 vorsitz

1.  zum vorsitz in der Hauptversammlung ist der vorsitzende des 
aufsichtsrats berufen, im Falle seiner verhinderung übernimmt 
sein stellvertreter den vorsitz. Wenn sowohl der vorsitzende 
des aufsichtsrats als auch sein stellvertreter verhindert sind, 
wird der vorsitzende durch die Hauptversammlung gewählt.

2.  der vorsitzende leitet die verhandlungen und bestimmt die 
reihenfolge der verhandlungsgegenstände sowie die art und 
reihenfolge der abstimmung. 

3.  der versammlungsleiter ist berechtigt, für das rede- und Fra-
gerecht zusammengenommen einen angemessenen zeitlichen 
rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für den 
einzelnen tagesordnungspunkt und für den einzelnen redner 
zu setzen.

§ 20 Elektronische medien

1.  an einer Hauptversammlung der gesellschaft können insbe-
sondere mitglieder des aufsichtsrates, deren Wohn- und/oder 
dienstsitz sich nicht in der Bundesrepublik deutschland be-
findet, im Wege einer Bild- und tonübertragung teilnehmen. 
ausgenommen hiervon sind aufsichtsratsmitglieder, die ge-
mäß § 19 der satzung den vorsitz in der Hauptversammlung 
führen.

2.  die Hauptversammlung kann in Bild und ton über ein geeig-
netes elektronisches medium unbegrenzt übertragen werden. 
Hierauf ist in der Einberufung zur Hauptversammlung aus-
drücklich hinzuweisen. 
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3.  informationen an die inhaber zugelassener Wertpapiere der 
gesellschaft können auch mittels elektronischer medien über-
mittelt werden. zugelassene Wertpapiere in diesem sinne sind 
solche, die zum Handel an einem organisierten markt im sinne 
des § 3 absatz 5 Wertpapierhandelsgesetz im inland zugelas-
sen sind.

4.  die Übermittlung von mitteilungen nach § 125 absatz 1 aktg 
durch Kreditinstitute und ihnen nach § 128 absatz 4 i. v. m.  
§ 125 absatz 5 aktg gleichgestellte unternehmen an die 
aktionäre nach § 128 absatz 1 aktg ist auf den Weg elek-
tronischer Kommunikation beschränkt. Ebenso ist die Über-
mittlung von mitteilungen nach § 125 absatz 1 aktg durch 
die gesellschaft an aktionäre gemäß § 125 absatz 2 aktg 
auf den Weg elektronischer Kommunikation beschränkt. der 
vorstand ist – ohne dass hierauf ein anspruch besteht – be-
rechtigt, mitteilungen auch in papierform zu versenden.

§ 21 Jahresabschluss

1.  in den ersten drei monaten des geschäftsjahres hat der vor-
stand den Jahresabschluss, den lagebericht, den Konzernab-
schluss und den Konzernlagebericht für das vergangene ge-
schäftsjahr aufzustellen und dem abschlussprüfer vorzulegen. 

2.  diese unterlagen sind unverzüglich nach ihrer aufstellung 
zusammen mit dem gewinnverwendungsvorschlag dem auf-
sichtsrat zur prüfung vorzulegen. der aufsichtsrat hat den Jah-
resabschluss, den lagebericht, den Konzernabschluss und den 
Konzernlagebericht sowie den vorschlag für die verwendung 
des Bilanzgewinns unter Hinzuziehung des abschlussprüfers 
der gesellschaft und dessen Berichten zu prüfen.

3.  der Jahresabschluss, der lagebericht, der Bericht des auf-
sichtsrates hierüber, der vorschlag des vorstands für die 
verwendung des Bilanzgewinns, der Konzernabschluss, der 
Konzernlagebericht und der Bericht des aufsichtsrats hierü-
ber sind ab dem zeitpunkt der Einberufung der ordentlichen 
Hauptversammlung in den geschäftsräumen der gesellschaft 
zur Einsicht für die aktionäre auszulegen.

§ 22 gewinnverwendung

1.  die Hauptversammlung beschließt alljährlich nach Entgegennah-
me des gemäß § 171 absatz 2 aktg vom aufsichtsrat schriftlich 
zu erstattenden prüfungsberichts in den ersten sechs monaten 
des geschäftsjahres über die verwendung des Bilanzgewinns.
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2.  Wenn die Hauptversammlung nichts anderes beschließt, wird 
der Bilanzgewinn an die aktionäre entsprechend ihrer Kapital-
beteiligung verteilt. 

3.  nach ablauf eines geschäftsjahres kann der vorstand mit zu-
stimmung des aufsichtsrates im rahmen des § 59 aktg eine 
abschlagsdividende an die aktionäre ausschütten.

§ 23 rücklagen

stellen vorstand und aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so 
können sie einen beliebigen teil des Jahresüberschusses in an-
dere gewinnrücklagen einstellen, solange die anderen gewinn-
rücklagen die Hälfte des grundkapitals nicht übersteigen oder 
nach der Einstellung übersteigen würden. Bei der Feststellung 
des gemäß der vorstehenden Bestimmung in die anderen ge-
winnrücklagen einzustellenden teils des Jahresabschlusses sind 
Beträge, die in die gesetzliche rücklage einzustellen sind, und ein 
verlustvortrag vorab vom Jahresüberschuss abzuziehen.

iv. sonstiges

§ 24 gründungsaufwand

1.  die gesellschaft trägt die mit der umwandlung in eine sE ver-
bundenen gerichts- und notarkosten, die Kosten des besonde-
ren verhandlungsgremiums, der prüfung der umwandlung, die 
Kosten der veröffentlichung sowie sonstige rechts- und Bera-
tungskosten bis zu einem gesamtbetrag von 250.000 Euro. 

2.  die gesellschaft trägt die mit einer Kapitalerhöhung verbun-
denen Kosten bis zu einem gesamtbetrag, der im Kapitalerhö-
hungsbeschluss beziffert ist. zu den Kosten gehören insbeson-
dere notarkosten, rechtsanwaltskosten, steuerberaterkosten, 
Handelsregisterkosten einschließlich der veröffentlichungskos-
ten und ggf. auch Kosten eines sachgründungsberichts und 
Kosten der Wertgutachten für die Bewertung von sacheinla-
gen.

3.  im Falle eines Börsengangs trägt die gesellschaft die Emissi-
onskosten bis zu einem gesamtbetrag, der durch gesonderten 
Hauptversammlungsbeschluss festgelegt wird. zu den Emissi-
onskosten gehören neben den Kosten, die auch im Falle einer 
Kapitalerhöhung anfallen können, insbesondere auch die zu-
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lassungsgebühr, Kosten der veröffentlichung des zulassungs-
antrages, Kosten des prospekts sowie ggf. Börseneinführungs-
provisionen der Kreditinstitute.

§ 25 salvatorische Klausel

sollten einzelne Bestimmungen dieser satzung ganz oder teilwei-
se unwirksam sein oder werden oder sollte sich in der satzung 
eine lücke befinden, so soll hierdurch die gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht berührt werden. anstelle der unwirksamen 
Bestimmungen oder zur ausfüllung der lücke soll eine ange-
messene regelung treten, die – soweit rechtlich möglich – dem 
am nächsten kommt, was die gesellschafter gewollt haben oder 
nach dem sinn und zweck dieser satzung gewollt haben wür-
den, wenn sie den punkt bedacht hätten.

Ende der tagesordnung
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Angaben	gemäß	§	125	Absatz	1	AktG	über	die	in	der	Sat-
zung	der	Masterflex	SE	(Anhang	zum	Umwandlungsplan)	
vorgeschlagenen	Aufsichtsratsmitglieder:

die unter tagesordnungspunkt 5 zur Wahl in den aufsichtsrat 
vorgeschlagenen Kandidaten sind weder mitglied eines gesetzlich 
zu bildenden aufsichtsrats noch mitglied eines vergleichbaren in- 
oder ausländischen Kontrollgremiums von Wirtschaftsunterneh-
men im sinne des § 125 abs. 1 aktg. nähere informationen zu 
den vorgenannten Kandidaten finden sie auf der Website der 
gesellschaft sowie im geschäftsbericht 2011 auf seite 127.

von seiten der bisherigen aufsichtsratsmitglieder, die auch den 
neuen aufsichtsrat in der künftigen masterflex sE bilden sollen, 
ist geplant, dass bei der konstituierenden sitzung des neuen auf-
sichtsrats der künftigen masterflex sE Herr dipl.-ing. Friedrich 
Wilhelm Bischoping in den aufsichtsratsvorsitz gewählt wird.

Weitere	Angaben	und	Hinweise

Voraussetzungen	für	die	Teilnahme	an	der	Hauptversamm-
lung	und	Ausübung	des	Stimmrechts	(mit	Nachweisstichtag	
nach	§	123	Absatz	3	Satz	3	AktG	und	dessen	Bedeutung)

zur teilnahme an der Hauptversammlung und zur ausübung 
des stimmrechts sind diejenigen aktionäre berechtigt, die sich 
vor der Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung 
nachweisen. die anmeldung bedarf der textform und muss in 
deutscher oder englischer sprache erfolgen. die Berechtigung ist 
durch einen in textform in deutscher oder englischer sprache 
erstellten nachweis des anteilsbesitzes durch das depotführen-
de institut zu erbringen. der nachweis des anteilsbesitzes hat 
sich auf den Beginn des 21. tages vor der Hauptversammlung zu 
beziehen, also auf dienstag, den 29. mai 2012, 0:00 uhr mEsz, 
(sog. nachweisstichtag) und muss der gesellschaft ebenso wie 
die anmeldung zur Hauptversammlung spätestens bis dienstag, 
den 12. Juni 2012, 24:00 uhr mEsz unter folgender adresse zu-
gehen:

	 Masterflex	AG	
	 c/o	Better	Orange	IR	&	HV	AG	
	 Haidelweg	48	
	 D-81241	München	
	 Telefax:	+49	89	8896	906-33	
	 E-Mail:	anmeldung@better-orange.de



39

Einladung zur HauptvErsammlung 2012

nach dem fristgerechten Eingang der anmeldung und des nach-
weises über den anteilsbesitz werden den aktionären die Ein-
tritts- und stimmkarten für die Hauptversammlung übersandt.

im verhältnis zur gesellschaft gilt für die teilnahme an der ver-
sammlung oder die ausübung des stimmrechts als aktionär nur, 
wer den nachweis erbracht hat. die Berechtigung zur teilnah-
me und der umfang des stimmrechts bemessen sich dabei aus-
schließlich nach dem anteilsbesitz des aktionärs zum nachweis-
stichtag. mit dem nachweisstichtag geht keine sperre für die 
veräußerbarkeit des anteilsbesitzes einher. auch im Fall der voll-
ständigen oder teilweisen veräußerung des anteilsbesitzes nach 
dem nachweisstichtag ist für die teilnahme und den umfang des 
stimmrechts ausschließlich der anteilsbesitz des aktionärs zum 
nachweisstichtag maßgeblich;  d. h., veräußerungen von aktien 
nach dem nachweisstichtag haben keine auswirkungen auf die 
Berechtigung zur teilnahme und auf den umfang des stimm-
rechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe und zuerwerbe von ak-
tien nach dem nachweisstichtag. personen, die zum nachweis-
stichtag noch keine aktien besitzen und erst danach aktionär 
werden, sind nicht teilnahme- und stimmberechtigt, sie können 
sich aber ggf. vom veräußerer bevollmächtigen lassen. 

Verfahren	 für	 die	 Stimmabgabe	 durch	 Bevollmächtigte/
Stimmrechtsvertretung

das stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten, auch durch 
ein Kreditinstitut oder eine vereinigung von aktionären, ausge-
übt werden. die Erteilung einer vollmacht ist sowohl vor als auch 
während der Hauptversammlung zulässig. zur vollmachtsertei-
lung kommen sowohl Erklärungen gegenüber dem zu Bevoll-
mächtigenden als auch gegenüber der gesellschaft in Betracht. 
Bevollmächtigt der aktionär mehr als eine person, so kann die 
gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. auch 
im Fall einer stimmrechtsvertretung sind eine fristgerechte an-
meldung und ein nachweis des anteilsbesitzes nach den vorste-
henden Bestimmungen in dem abschnitt „voraussetzungen für 
die teilnahme an der Hauptversammlung und die ausübung des 
stimmrechts“ erforderlich.

Bevollmächtigung	 von	 Dritten	 außerhalb	 des	 Anwen-
dungsbereichs	des	§	135	AktG

vollmachten, die nicht an Kreditinstitute bzw. gemäß § 135 ab-
satz 8 und absatz 10 i. v. m. § 125 absatz 5 aktg Kreditinstituten 
insoweit gleichgestellte personen oder vereinigungen (insbeson-
dere aktionärsvereinigungen) erteilt werden, bedürfen der text-
form. 
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aktionäre, die einen vertreter bevollmächtigen möchten, wer-
den zur organisatorischen Erleichterung gebeten, zur Erteilung 
der vollmacht das Formular auf der rückseite der Eintrittskarte 
zu verwenden, die sie nach der anmeldung erhalten, oder das 
auf der internetseite www.masterflex.de, „investor relations, 
Hauptversammlung“ zur verfügung gestellte Formular zu benut-
zen. Eine verpflichtung zur verwendung der von der gesellschaft 
zur verfügung gestellten Formulare besteht nicht. möglich ist es 
daher auch, dass aktionäre eine vollmacht anderweitig ausstel-
len, solange die erforderliche Form gewahrt bleibt.

der nachweis der Bevollmächtigung muss entweder am tag der 
Hauptversammlung durch den Bevollmächtigten vorgewiesen 
werden oder durch Erklärung gegenüber der gesellschaft erfol-
gen. am tag der Hauptversammlung kann dieser nachweis an 
der Ein- und ausgangskontrolle zur Hauptversammlung erbracht 
werden. nachweise über die Bevollmächtigung bzw. einen Wi-
derruf können der gesellschaft an folgende adresse übermittelt 
werden:

	 Masterflex	AG
	 Investor	Relations
	 Willy-Brandt-Allee	300
	 D-45891	Gelsenkirchen
	 Fax:	+492099707720
	 E-Mail:	ir@masterflex.de

am tag der Hauptversammlung kann dieser nachweis auch an 
der Ein- und ausgangskontrolle zur Hauptversammlung erbracht 
werden.

Bevollmächtigung	 von	 Kreditinstituten	 bzw.	 diesen	 inso-
weit	gleichgestellten	Personen	oder	Vereinigungen	(insbe-
sondere	Aktionärsvereinigungen)

Werden Kreditinstitute bzw. diesen gemäß § 135 absatz 8 oder 
gemäß § 135 absatz 10 in verbindung mit § 125 absatz 5 aktg 
insoweit gleichgestellte personen oder vereinigungen (insbeson-
dere aktionärsvereinigungen) bevollmächtigt, haben diese die 
vollmacht nachprüfbar festzuhalten (§ 135 aktg). Wir empfeh-
len unseren aktionären, sich bezüglich der Form der vollmachten 
mit den genannten abzustimmen. Wir weisen darauf hin, dass 
auch insoweit eine ordnungsgemäße anmeldung und der nach-
weis des anteilsbesitzes erforderlich sind.
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Bevollmächtigung	des	Stimmrechtsvertreters	der	Gesellschaft

Wir bieten unseren aktionären an, einen von der gesellschaft 
benannten weisungsgebundenen stimmrechtsvertreter (stimm-
rechtsvertreter) mit der ausübung ihres stimmrechts zu be-
vollmächtigen. die aktionäre, die dem stimmrechtsvertreter 
vollmacht erteilen möchten, benötigen hierzu eine Eintritts-
karte zur Hauptversammlung. soweit der stimmrechtsvertreter 
bevollmächtigt wird, müssen diesem zur abstimmung über die 
einzelnen gegenstände der tagesordnung Weisungen für die 
ausübung des stimmrechts erteilt werden. Ohne entsprechende 
Weisung darf der stimmrechtsvertreter das stimmrecht nicht aus-
üben.

mit der Eintrittskarte erhalten die aktionäre ein Formular zur Er-
teilung der vollmacht und von Weisungen zu den punkten der 
tagesordnung. Für die Bevollmächtigung unter Erteilung aus-
drücklicher Weisungen kann – abgesehen von der vollmachter-
teilung während der Hauptversammlung durch verwendung des 
Formulars, das dem in der Hauptversammlung ausgehändigten 
stimmkartenbogen beigefügt bzw. in der Hauptversammlung er-
hältlich ist – ausschließlich das zusammen mit der Eintrittskarte 
zugesandte oder das auf der internetseite www.masterflex.de, 
„investor relations, Hauptversammlung“ zur verfügung gestellte 
vollmacht- und Weisungsformular verwendet werden. die Ertei-
lung der vollmacht, ihr Widerruf und der nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der gesellschaft bedürfen der textform.

aktionäre, die die von der gesellschaft benannten stimmrechts-
vertreter bevollmächtigen möchten, müssen – sofern die voll-
machten nicht während der Hauptversammlung erteilt werden 
– die vollmachten nebst Weisungen spätestens bis montag, den 
18. Juni 2012, 20:00 uhr mEsz, per post, per Fax oder per E-mail 
an die folgende adresse übermitteln:

	 Masterflex	AG	
	 Investor	Relations	
	 Willy-Brandt-Allee	300	
	 D-45891	Gelsenkirchen	
	 Fax:	+492099707720
	 E-Mail:	ir@masterflex.de

auch im Fall einer Bevollmächtigung des von der gesellschaft 
benannten stimmrechtsvertreters sind eine fristgerechte anmel-
dung nach den vorstehenden Bestimmungen und der nachweis 
des anteilsbesitzes erforderlich. 



42

mastErflEx

Für einen Widerruf der vollmachterteilung an den stimmrechts-
vertreter gelten die vorstehenden angaben zu den möglichkeiten 
der Übermittlung und zu den Fristen entsprechend. möchte ein 
aktionär trotz bereits erfolgter Bevollmächtigung des stimm-
rechtsvertreters an der Hauptversammlung selbst oder durch 
einen vertreter teilnehmen und rechte aus den betreffenden 
aktien ausüben, so ist dies jedoch bei Erscheinen in der Haupt-
versammlung unter vorherigem oder gleichzeitigen Widerruf der 
vollmacht möglich.

Rechte	der	Aktionäre,	eine	Ergänzung	der	Tagesordnung	
zu	verlangen	(§	122	Absatz	2	AktG)

aktionäre, deren anteile zusammen den zwanzigsten teil des 
grundkapitals oder einen anteiligen Betrag am grundkapital von 
500.000,00 Eur erreichen, was 500.000 stückaktien entspricht, 
können gemäß § 122 absatz 2 aktg schriftlich verlangen, dass 
gegenstände auf die tagesordnung der Hauptversammlung ge-
setzt und bekanntgemacht werden; das verlangen ist an den 
vorstand zu richten. Jedem neuen gegenstand der tagesord-
nung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beilie-
gen. das verlangen muss der gesellschaft mindestens 30 tage 
vor der Hauptversammlung zugehen; der tag des zugangs und 
der tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. letzt-
möglicher zeitpunkt für den zugang eines verlangens auf Ergän-
zung der tagesordnung ist damit samstag, der 19. mai 2012, 
24:00 uhr mEsz. das verlangen muss der gesellschaft unter fol-
gender adresse zugehen:

	 Masterflex	AG	
	 Vorstand
	 Willy-Brandt-Allee	300	
	 D-45891	Gelsenkirchen
 
antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens drei 
monaten vor dem tag des zugangs des verlangens inhaber der 
aktien sind und dass sie die aktien bis zur Entscheidung über 
den antrag halten. nach § 70 aktg bestehen bestimmte anrech-
nungsmöglichkeiten, auf die hingewiesen wird. Für den nach-
weis reicht eine entsprechende Bestätigung des depotführenden 
Kreditinstituts aus. 

Ergänzungen der tagesordnung werden – soweit sie nicht be-
reits mit der Einberufung bekannt gemacht werden – unverzüg-
lich nach ihrem Eingang im internet unter www.masterflex.de, 
„investor relations, Hauptversammlung“ veröffentlicht, im elek-
tronischen Bundesanzeiger bekannt gemacht und einem europä-
ischen medienbündel zur veröffentlichung zugeleitet.
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Gegenanträge	 und	 Wahlvorschläge	 von	 Aktionären	 ge-
mäß	§§	126	Absatz	1	und	127	AktG

nach § 126 absatz 1 aktg sind anträge von aktionären ein-
schließlich des namens des aktionärs, der Begründung und einer 
etwaigen stellungnahme der verwaltung den in § 125 absatz 
1 bis 3 aktg genannten Berechtigten unter den dortigen vo-
raussetzungen zugänglich zu machen, wenn der aktionär min-
destens 14 tage vor der versammlung der gesellschaft einen ge-
genantrag gegen einen vorschlag von vorstand und aufsichtsrat 
zu einem bestimmten punkt der tagesordnung mit Begründung 
an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte adresse übersandt 
hat. der tag des zugangs und der tag der Hauptversammlung 
sind nicht mitzurechnen. Ein gegenantrag und dessen Begrün-
dung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn die 
voraussetzungen des § 126 absatz 2 aktg vorliegen. die Be-
gründung braucht insbesondere dann nicht zugänglich gemacht 
zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 zeichen beträgt.

nach § 127 aktg gilt für den vorschlag eines aktionärs zur Wahl 
von aufsichtsratsmitgliedern oder von abschlussprüfern § 126 aktg 
sinngemäß. der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. 
der vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugäng-
lich zu machen, wenn der vorschlag nicht die angaben nach § 124 
absatz 3 satz 4 aktg und § 125 absatz 1 satz 5 aktg enthält.

anträge und Wahlvorschläge von aktionären sind an folgende 
anschrift zu richten:

	 Masterflex	AG	
	 Investor	Relations	
	 Willy-Brandt-Allee	300	
	 D-45891	Gelsenkirchen	
	 Telefax:	+49	209	97077-20	
	 E-Mail:	ir@masterflex.de

letztmöglicher zugangstermin ist montag, der 4. Juni 2012, 
24:00 uhr mEsz.

anderweitig adressierte anträge und Wahlvorschläge werden 
nicht berücksichtigt.

auch wenn gegenanträge und Wahlvorschläge der gesellschaft 
vorab übermittelt worden sind, finden sie in der Hauptversamm-
lung nur dann Beachtung, wenn sie dort nochmals mündlich ge-
stellt bzw. unterbreitet werden. das recht der aktionäre, auf der 
Hauptversammlung gegenanträge oder Wahlvorschläge auch 
ohne vorherige Übermittlung an die gesellschaft zu stellen bzw. 
zu unterbreiten, bleibt unberührt.
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Wir werden zugänglich zu machende gegenanträge oder Wahl-
vorschläge von aktionären (einschließlich des namens des aktio-
närs und – im Falle von anträgen – der Begründung) unverzüglich 
nach ihrem Eingang und nachweis der aktionärseigenschaft des 
antragstellers im internet unter www.masterflex.de, „investor 
relations, Hauptversammlung“ veröffentlichen. Eventuelle stel-
lungnahmen der verwaltung werden ebenfalls unter der genann-
ten internetadresse veröffentlicht.

Auskunftsrecht	gemäß	§	131	Absatz	1AktG

Jedem aktionär ist auf verlangen in der Hauptversammlung vom 
vorstand auskunft über angelegenheiten der gesellschaft zu ge-
ben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des gegenstands 
der tagesordnung erforderlich ist. die auskunftspflicht erstreckt 
sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen 
der gesellschaft zu einem verbundenen unternehmen. die aus-
kunftspflicht des vorstands eines mutterunternehmens (§ 290 
absatz 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversammlung, 
der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt 
werden, erstreckt sich auch auf die lage des Konzerns und der in 
den Konzernabschluss einbezogenen unternehmen. 

die auskunft hat den grundsätzen einer gewissenhaften und 
getreuen rechenschaft zu entsprechen. unter den in § 131 ab-
satz 3 aktg genannten voraussetzungen darf der vorstand die 
auskunft verweigern. 

Gesamtzahl	der	Aktien	und	Stimmrechte	im	Zeitpunkt	der	
Einberufung	der	Hauptversammlung

in Ergänzung zu den vorstehenden angaben teilen wir mit, dass 
im zeitpunkt der Einberufung das grundkapital der gesellschaft 
in 8.865.874 auf den inhaber lautende nennwertlose stückaktien 
eingeteilt ist. Jede aktie gewährt eine stimme, die gesamtzahl 
der stimmen beträgt somit 8.865.874. nach Kenntnis der gesell-
schaft ist im zeitpunkt der Einberufung keine aktie vom stimm-
recht ausgeschlossen. die gesellschaft hält jedoch zum zeitpunkt 
der Einladung 134.126 eigene aktien im Bestand, für die seitens 
der gesellschaft kein stimmrecht ausgeübt werden darf.
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Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft 
/ weitergehende Informationen zu den Rechten der Akti-
onäre

Diese Einberufung der Hauptversammlung, die zugänglich zu 
machenden Unterlagen sowie die Angaben nach § 124 a AktG 
und Anträge von Aktionären sowie weitere Informationen zu den 
Rechten der Aktionäre gemäß § 122 Absatz 2, § 126 Absatz 1, 
§ 127 und § 131 Absatz 1 AktG können von der Einberufung der 
Hauptversammlung an im Internet unter www.masterflex.de im 
Bereich „Investor Relations, Hauptversammlung“ eingesehen wer-
den und sind damit über die Internetseite der Gesellschaft allen 
Aktionären zugänglich. Die Unterlagen liegen überdies von der 
Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen 
der Gesellschaft, Willy-Brandt-Allee 300, D-45891 Gelsenkirchen, 
und in der Hauptversammlung zur Einsicht der Aktionäre aus. 

Hinweis auf ausliegende Unterlagen zu den Tagesord-
nungspunkten 1 und 5

Von der Einberufung der Hauptversammlung an liegen in den 
Geschäftsräumen der Masterflex AG unter der Adresse 

 Masterflex AG
 Willy-Brandt-Allee 300
 D-45891 Gelsenkirchen

zu den üblichen Geschäftszeiten (9:00 Uhr bis 17:00 Uhr) von 
Montag bis Freitag (außer am 17. und 28. Mai sowie am 7. Juni 
2012) zur Einsichtnahme der Aktionäre aus:

Zu Tagesordnungspunkt 1:

  Festgestellter Jahresabschluss, gebilligter Konzernabschluss 
sowie Lagebericht für die Masterflex AG und der Konzernla-
gebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2011 bis zum 
31. Dezember 2011,

   erläuternder Bericht des Vorstands zu den Angaben gemäß 
§ 289 Absatz 4, 5 und § 315 Absatz 4 des Handelsgesetz-
buchs sowie

   Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2011.
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Zu	Tagesordnungspunkt	5:

   der umwandlungsplan vom 3. mai 2012 einschließlich der als 
anlage beigefügten satzung der masterflex sE (ur-nr. 139/12/
Ot des notars dr. Oliver thiemann mit amtssitz in Essen),

  der umwandlungsbericht des vorstands der masterflex ag 
vom 3. mai 2012,

  die Bescheinigung des gerichtlich bestellten unabhängigen 
sachverständigen, der rölfs rp ag Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, düsseldorf, gemäß art. 37 abs. 6 sE-vO.

die vorstehend genannten unterlagen werden auch in der Haupt-
versammlung am 19. Juni 2012 zur Einsichtnahme der aktionäre 
ausliegen und stehen im internet unter www.masterflex.de im 
Bereich „investor relations/Hauptversammlung“ zum download 
bereit. sie werden den aktionären auf anfrage auch kostenfrei 
zugesandt.

Gelsenkirchen,	im	Mai	2012
Masterflex	AG	
Der	Vorstand
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Anfahrtsweg zum Schloss Horst

mit öffentlichen verkehrsmitteln: 

Öpnv-Haltestelle: schloss Horst,
Bahnlinie 301
Buslinien: CE 56, nE 14, 111, 383, 257, 259, 260 oder 396

Oder mit dem auto:

Anfahrt von der A 2
abfahrt gelsenkirchen-Buer auf die Emil-zimmermann-allee 
(richtung gE Horst) bis zum abzweig Horster straße, dort links 
bis abzweig turfstraße, dort links und dann der Beschilderung zu 
den parkplätzen folgen

Anfahrt von der A 42
abfahrt gelsenkirchen-schalke auf die grothusstraße richtung 
gE Horst. der straße folgen bis zur ausschilderung der parkmög-
lichkeiten.

Einladung zur HauptvErsammlung 2012
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WIR	SIND	FüR	SIE	DA,	
WANN	UND	WO	IMMER	
SIE	UNS	BRAUcHEN!

die unternehmen der masterflex-gruppe finden sie unter:
www.masterflex.de > Konzern > standorte

Investor Relations
Dr. Annette Littmann
fon +49 (0) 209 97077-44
fax +49 (0) 209 97077-20
ir@masterflex.de
www.masterflex.de

Masterflex AG

Willy-Brandt-Allee 300
D-45891 Gelsenkirchen

fon +49 209 97077-0
fax  +49 209 97077-33
info@masterflex.de
www.masterflex.de/com


